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(Beginn der Bandabschrift: 
18.00 Uhr) 

Fortsetzung der Vernehmung 
des Zeugen Dr. Marcus Pleyer 

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Genau, 
soweit war ich auch als Nichtjuristin. Und dann 
habe ich hier alle möglichen Leute gefragt, die ge-
sagt haben, „das ist eine sehr komplexe Frage“. 
Aber Sie sagen, „es ist eindeutig“. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich hatte es vorhin 
schon gesagt: Als Bundesbediensteter werde ich 
das nicht verbindlich feststellen. Aber ich halte 
es für sehr plausibel, dass die Wirecard AG ein 
Finanzunternehmen war. Das Unternehmen 
selbst hielt sich für ein Finanzunternehmen, der 
Wirtschaftsprüfer hielt das Unternehmen für ein 
Finanzunternehmen, die Kanzlei Freshfields 
hielt es für ein Finanzunternehmen und Bayern 
sagt, „es ist ein Finanzunternehmen“. Dann finde 
ich, sollte diese Information auch meinen Staats-
sekretär erreichen.  

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Das las-
sen wir mal so stehen. Eine letzte Frage versuche 
ich noch: Sie hatten eben gesagt, „Wirecard war 
vor der Insolvenz kein Geldwäschethema“. Und 
auch auf die Nachfrage von Herrn Toncar, „aber 
da gab es doch was, auch öffentlich bekannt, 
Thema ‚Hausdurchsuchung‘, ‚Paradise Papers‘“, 
da haben Sie gesagt, das hat Ihr Haus nicht er-
reicht. Habe ich das richtig verstanden? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich hatte gesagt, „es hat 
mich nicht erreicht“. Herr Toncar hatte mich ja 
gefragt, wann ist es zum ersten Mal bei mir aufge-
schlagen. Und ich erzählte Ihnen, 2019, FT, da 
habe ich das zum ersten Mal wahrgenommen, 
weitergegeben und habe mir berichten lassen, 
vom Referat, was daraus geworden ist. Und dann 
- nächster Punkt - diese Auseinandersetzung mit 
Bayern. Das heißt, natürlich war das vor der In-
solvenz. Und dann haben wir natürlich die Nach-
richten gelesen. Ich hatte Ihnen ja erzählt - - 

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Ich muss 
leider ein bisschen abkürzen. Das habe ich jetzt 
soweit erstmal verstanden; versuche ich dann 

gleich nochmal zu fragen. Ich wollte nochmal 
wissen in diesem Zusammenhang: Wie haben Sie 
denn insgesamt das Thema „Paradise Papers“ 
und die Geldwäscheaspekte behandelt, in Ihrem 
Referat oder in Ihrer Abteilung? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Das Thema „Paradise 
Papers“ ist im Gegensatz zu den „Panama Pa-
pers“ in erster Linie ein Steuerhinterziehungs-
thema gewesen. Es hatte auch geldwäscherechtli-
che Punkte, aber in erster Linie Steuerhinterzie-
hung. Die „Paradise Papers“ wurde von der 
BaFin mit der Bank diskutiert, und es haben sich 
keine strafrechtlich relevanten Verhaltensweisen 
der Bank gezeigt. 

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Aber ins-
gesamt: Hat Ihre Abteilung zum Thema „Paradise 
Papers“ eigene geldwäscheaufsichtliche Fragen 
bearbeitet, in Bezug auf Wirecard Bank und an-
dere? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Andere; zu Wirecard 
nicht. Aber wir haben uns natürlich damals „Pa-
radise Papers“ angeschaut und ich kann Ihnen 
nicht mehr sagen - wann war das: 2017 -, was da 
jetzt für Schlussfolgerungen gezogen worden 
sind. Ich glaube, wir haben mit unseren Steuer-
kollegen darüber gesprochen, wir haben uns an-
geguckt, was die internationale Dimension ist, 
wir haben geschaut, müssen wir irgendwelche 
Schlussfolgerungen daraus ziehen. Das habe ich 
jetzt nicht mehr genau erinnerlich, was daraus 
geworden ist. Zu Wirecard gab es im BMF keinen 
Bezug. 

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Ja, nicht 
wirklich was, soweit ich weiß. Dann haben Sie es 
nochmal bestätigt, dass sie sich zumindest an 
nichts erinnern. Danke. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Herr Dr. Pleyer, 
mein Referent hat auch zu diesem unendlichen 
Thema „Geldwäsche“ so viel vorbereitet, aber 
seit einem halben Jahr drehen wir uns da irgend-
wie im Kreis. Ich glaube, es war auch alles in den 
letzten Monaten gesagt. Viel wichtiger ist, und 
das entsetzt mich ein bisschen - - Ich will es mal 
auf die Formel bringen: wenn Bayern, BaFin und 
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BMF bis jetzt noch nicht gelernt haben, dass ei-
gentlich was falsch läuft in unserem Land, wenn 
ein DAX-Unternehmen durch alle Roste fällt und 
am Ende des Tages nicht kontrolliert wird. Und 
alle drei sich nicht vielleicht mal jetzt schon hin-
gesetzt haben, um zu sagen, das kommt nicht 
wieder vor, wie machen wir das, gibt es da ein 
Gremium, und wir beraten uns, dass das nicht 
wieder vorkommt. Dann haben sie im BMF, und 
auch Sie, immer noch nicht die Lektion aus 
Wirecard gelernt. Und das macht mich traurig. 
Das ist wieder eine Dimension, die wir hier ent-
sprechend behandeln können, aber alles das, was 
sie hier austauschen - - Ich dachte erst, ich betei-
lige mich nochmal, und ich finde es auch ko-
misch. Aber viel komischer finde ich eigentlich, 
und das geht hier vorbei: Den Unternehmen im 
Großraum Bayern und sonst wo werden unendli-
che bürokratische Hürden und Regeln auferlegt. 
Die werden mit Strafe bedroht, wenn sie entspre-
chend bei der Geldwäscheprävention nicht mit-
machen. Und ob nun richtig oder falsch, ich 
finde es auch heldenhaft, dass Herr Mulzer dann 
im Corona-Einsatz war. Es war ja nicht nur das, 
es war - - Weil keine Schutzmasken und keine 
Schutzkittel vorhanden waren, waren die im 
Noteinsatz. Eine sehr geschönte Version, warum 
die Corona gemacht haben, das ist aber eine an-
dere Dimension. Das wird vielleicht ein anderer 
Untersuchungsausschuss in der nächsten Legisla-
tur klären. Aber das wäre die Lehre gewesen. Sie 
hätten sich jetzt mal zu Dritt hingesetzt und ver-
dammt nochmal nach einer Lösung gesucht, dass 
das, was hier vorkommt, nicht noch mal passiert. 
Ob Herr Herrmann nun eine Regelungslücke her-
beireden will, ist mir egal. Mir ist wichtig, dass 
das gelöst wird, weil nach wie vor ist es nicht ge-
löst, deswegen will ich da auch gar nicht weiter 
drauf eingehen. Alles andere ist in den letzten 
Sitzungen zu dem Thema „Geldwäsche“ mehr als 
zur Genüge gesagt worden, von vielen Rechtsge-
lehrten, von vielen Zeugen, die wir hier hatten. 
Was mich noch viel mehr beunruhigt - ich hatte 
es mal kurz erwähnt, dann nochmal kurz er-
wähnt - - 

Ich gehe nochmal auf das „professionelle Regie-
rungshandeln“ ein, an dem Sie – weiß ich nicht - 
beteiligt waren. In der Sondersitzung am 31.08., 
die dann irgendwann darüber entschieden hat, 

„machen wir hier mal ein Untersuchungsaus-
schuss“, da ist laut MAT A BMF-21.54 Blatt 83 
von Frau Ryglewski im Vorfeld der Sitzung eine 
Telefonkonferenz mit Ausschussmitgliedern der 
Koalitionsfraktion und deren finanzpolitischen 
Sprechern durchgeführt worden, auch Staatssek-
retäre Bösinger und Kukies sollten daran teilneh-
men. Sie frugen in diesem Zusammenhang am 
20.08.2020 Herrn Hörmann - das ist das Büro Ku-
kies -, ob Herr Kukies Begleitung durch die Ab-
teilung VII BMF wünscht. Wie hat denn das Büro 
Kukies auf diese Anfrage reagiert? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Das kann ich Ihnen 
heute nicht mehr sagen. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Haben Sie selbst 
an der Telefonkonferenz auch teilgenommen? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Nein, ich glaube, an 
der Telefonkonferenz habe ich nicht teilgenom-
men, soweit ich mich erinnere. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Können Sie sich 
noch an das Ergebnisprotokoll und an den Ver-
lauf dieser Telefonkonferenz erinnern? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Nein. Darf ich zu Ihren 
ersten Punkten was sagen? Wir richten am 1. Mai 
ein Referat ein für „Koordinierung Geldwäsche 
Bund-Länder“. Zweitens: Nicht alle Unterneh-
men - und nicht alle DAX-Unternehmen - haben 
die Höhe des Risikos, dass sie beaufsichtigt wer-
den müssen; 3 Millionen Unternehmen in 
Deutschland, etwa 800.000 sind geldwäsche-
rechtlich verpflichtet - nicht jedes DAX-Unter-
nehmen. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Das ist mir auch 
klar. Aber dann bin ich schon einmal beruhigt, 
das wusste ich ja nicht. Ich hätte jetzt auch nicht 
gefragt, weil dann hätte ich berechtigt von Ihnen 
die Antwort bekommen - und ich halte mich als 
Vorsitzender daran – „das liegt jetzt weit außer-
halb des Untersuchungszeitraums“. Aber das ge-
fällt mir, da haben Sie mir den Tag gerade ein 
bisschen versüßt. Finde ich gut, das sage ich 
auch mal ganz offen. Wir kritisieren ja hier viel, 
aber Lob darf ja auch mal sein, finde ich.  
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Ich würde dann gerne nochmal wissen, ob Sie 
sich dann an die Sitzung - es hat mich auch so ei-
niges verwundert, wenn man dann die Doku-
mente anschaut - vom 31. August 2020 erinnern. 
Da schreibt dann - zuvor hatte sich entsprechend 
das BMF festgehalten 

Regierung By […] zieht es ins lä-
cherliche [sic], dass Niederbayern 
DAX Konzern […] 

usw. 

Ich frage nur: Ist das so der Umgangston? Dann 
lese ich so: 

By dilletiert völlig, auch CSU 
sieht mittlerweile, dass das ein 
ganz schwacher Auftritt ist. 

Und so weiter. Ist das so - würde mich einfach 
interessieren - normal, dass dann so ein Sprech 
zwischen Regierungs- und Ländervertretung und 
so weiter - - 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Darf ich fragen, woraus 
Sie das zitiert haben? 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ja, kann ich Ihnen 
sagen, und zwar habe ich das zitiert aus: „Laut 
MAT A BMF 21.32 Blatt 365 ff. berichteten Sie 
an diesem Tag laufend der Abteilung VII, BMF, 
über die Sondersitzung des Finanzausschusses. 
Sie haben bis spät in den Abend noch im BMF 
gemailt. Sehe ich das richtig, dass Ihre Abteilung 
diese Sondersitzung mit großem Interesse beglei-
tet hat?“ 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ja! 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Kann man auch 
von Anspannung und Sorge auf beiden Seiten 
der Abteilung VII, BMF, sprechen und wie weit? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Naja, ich hatte vorhin 
schon gesagt, das Wirecard der größte Wirt-
schaftskriminalitätsfall ist. Das haben wir natür-
lich sehr aufmerksam verfolgt, auch was wir jetzt 
hier mit ihnen diskutieren. Anspannung? Profes-
sionelle Anspannung vielleicht. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Und in dem Zu-
sammenhang haben sie das halt geschrieben. Ich 
habe die Anlage auch sonst dabei, die kann ich 
Ihnen nachher nochmal vorlegen. Das hat mich 
nur mal so interessiert. Interessant finde ich aber 
dennoch natürlich - - Nochmals, ich will hier 
nicht mehr in diese Diskussion eigentlich einstei-
gen, denn Unruhe war bei Staatssekretär Kukies 
dann ja immer noch am 24. Juli, obwohl Sie ja 
hier sehr selbstsicher und klar definieren, wie es 
ist, und dass da Einigkeit mit Kollegen Zimmer-
mann herrscht. Es ist ja auch aus meiner Sicht 
völlig verständlich und in Ordnung. Auf MAT A 
BMF 21.67 Blatt 117 gibt es dann eine Mail an 
Frau Wimmer und Herrn Franke unter der Be-
treffzeile: Fragen zu den M - also Minister - Vor-
lagen, Geldwäsche. Datum der Mail ist der 
24. Juli 2020 und da schreibt Herr Kukies unter 
anderem Folgendes: 

Haben wir konkrete Beispiele für 
DAX-Konzerne, die der geldwä-
scherechtl Aufsicht nach Landes-
rech unterliegen? Ich finde, dass 
wir bei der Geldwäsche zu defen-
siv/unkritisch sind. Glauben wir 
wirklich, dass eine Bezirksregie-
rung einen DAX-Konzern beauf-
sichtigen kann? Ich habe da große 
Zweifel. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Was ist Ihre Frage? 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Meine Frage ist: 
Wie haben Sie sich denn mit Herrn Kukies ausei-
nandergesetzt? Und wie war entsprechend Ihre 
Haltung? Haben Sie mit Herrn Kukies dazu ge-
sprochen? Es ist ja dann doch schon interessant, 
dass innerhalb des BMF - und Herr Kukies ist ja 
auch nicht irgendwer - doch schon gegenteilige 
Ansichten herrschen - insoweit gut kommuni-
ziert nach außen. Aber wir haben jetzt durch den 
Untersuchungsausschuss auch eine Innensicht, 
und die scheint ja nicht so klar zu sein, wie es 
vermittelt wird.  

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Das wäre ja auch 
schlimm, wenn wir alle immer nur der Leitung 
nach dem Mund reden würden. Sondern wir ver-
suchen als Fachbeamte alle Argumente auf den 
Tisch zu legen - pro und kontra -, wie sich das 
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gehört. Und es gibt sehr gute Gründe, warum ein 
Unternehmen von einem Land beaufsichtigt wer-
den sollte. Geldwäscheaufsicht funktioniert nicht 
im luftleeren Raum. Sie müssen irgendeine Be-
ziehung zu dem Unternehmen haben. Bei der 
BaFin ist das die Bankenaufsicht, die Versiche-
rungsaufsicht. Und dadurch haben Sie Informati-
onsquellen aus denen Sie speisen können. Bei ei-
nem DAX-Unternehmen haben Sie das Finanz-
amt, das Umweltamt und die Gewerbeaufsicht. 
Sie haben ganz viele Informationsquellen schon 
über das Unternehmen, und deshalb liegt die 
Geldwäscheaufsicht dann auch dort. Das waren 
so die Punkte, die wir einfach mal vorgetragen 
haben und mit unserem Staatssekretär diskutiert 
haben. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Nein, da bin ich 
auch bei Ihnen. Gut, meine Zeit ist auch schon 
wieder um. Dann schaue ich zu den Kollegen - - 
Nein, wir sind die erste Runde durch - Matthias 
Hauer, CDU/CSU-Fraktion. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Genau so ist es, Herr 
Vorsitzender. Herr Dr. Pleyer, weiter geht es mit 
uns. Wenn es immer eine erste Runde mit vielen 
Statements der Kollegen gab, dann kommt man 
nicht drum rum, auch so eine kleine Einleitung 
hier vorzutragen. Das mache ich jetzt natürlich 
auch. 

Wenn natürlich ein Unternehmen ein Interesse 
hat, wer es beaufsichtigt, dann kann ich das erst-
mal nachvollziehen, wenn man das jetzt nicht 
unbedingt bei der BaFin machen möchte. Man 
möchte wahrscheinlich lieber von der örtlichen 
Ebene beaufsichtigt werden und nicht so gerne 
von der BaFin. Und deshalb finde ich es jetzt 
auch nicht ungewöhnlich, dass die Wirtschafts-
prüfer des Unternehmens, die Anwälte des Un-
ternehmens und das Unternehmen selbst der 
Auffassung sind, dass sie lieber in Bayern beauf-
sichtigt werden möchten. Insofern möchte ich 
das nochmal klarstellen: Es sind ja nicht neutrale 
Rechtsgutachter, die da tätig sind, sondern die 
sind ja auch Interessenvertreter. 

Zum Thema „Bayern“ muss noch gesagt werden, 
dass die Bayern gesagt haben, sie sind zuständig. 

Da gibt es keine Anhaltspunkte dafür in den Ak-
ten und auch nicht in den Aussagen, sondern sie 
haben diese Dinge, die von dem Unternehmen 
gekommen sind, zur Kenntnis genommen. Sie 
hielten das auch für plausibel, haben das an die 
BaFin weitergeleitet und wollten gerade bei der 
BaFin die Klärung erreichen. Darum geht es ja; 
deshalb haben sie sich ja an die BaFin gewandt. 
Das nur nochmal zur Klarstellung. 

Wenn der Kollege Dr. Zimmermann vorhin BMW 
angesprochen hat, dann darf man natürlich nicht 
vergessen, dass BMW kein Unternehmen ist, was 
28 Tochtergesellschaften hat, die Finanzinstitute 
sind. Und damit unterscheidet sie sich dann eben 
von einer Wirecard AG, die weltweit irgendwel-
che Zahlungen abwickelt mit ihren Tochterge-
sellschaften - und das ist ein großer Unterschied. 
Sie haben ja gerade selbst zutreffend festgestellt, 
dass nicht alle Unternehmen - auch nicht DAX-
Gesellschaften - der Geldwäscheaufsicht unterlie-
gen. Aber es ist eben auch eine Besonderheit bei 
diesem Unternehmen. Und deshalb ist es auch 
nachvollziehbar, dass sich die Bayern den Kopf 
darüber zerbrechen, wer dafür zuständig ist. Da-
mit unterscheiden sie sich im Übrigen, finde ich, 
positiv von der BaFin, denn die haben sich zu-
mindest die Frage gestellt, und die BaFin hat 
dann lange Zeit nicht geantwortet. 

Der Kollege De Masi hat gerade nochmal ver-
schiedene Quellen zitiert, wo sich auch die 
BaFin bzw. die Bundesebene - auch die Bundes-
regierung, das BMF - dahingehend geäußert ha-
ben, dass da eben keine Verpflichteteneigen-
schafte - aus Sicht der jeweiligen Autoren - gese-
hen wurden. Insofern sollte jetzt hier nicht unter-
stellt werden, dass es hier eine einhellige Rechts-
auffassung gibt. Sondern es ist eben umstritten, 
ob es eine Zuständigkeit von Bayern gab, und es 
ist umstritten, ob es eine Zuständigkeit der BaFin 
gab. Ich habe auch vernommen, dass Sie gesagt 
haben, Sie machen hier als Bund keine definiti-
ven Aussagen zur Länderzuständigkeit. Sie hal-
ten das zwar für plausibel - die Rechtauffassung, 
die hier vorhin genannte wurde -, aber eine defi-
nitive Aussage von Ihnen zur Zuständigkeit gibt 
es nicht. Habe ich das richtig verstanden? 
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Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Das haben Sie richtig 
verstanden. Es geht allerdings hier nicht um die 
Frage „Bund oder Bayern“, was sich das Unter-
nehmen aussuchen kann - -  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Das ist unabhängig, 
das ist klar. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: -- sondern, ob „Bayern 
oder niemand“. Das war hier die Frage. Es war 
nicht umstritten: die BaFin war nicht zuständig, 
das war glasklar 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Das ist Ihre Position 
dazu. Ob es eine Finanzholding ist, darüber kann 
man sich durchaus streiten - und das tun wir ja 
auch. 

Nochmal zu den Kapazitäten in den Ländern, das 
haben Sie vorhin erwähnt. Sie haben gesagt, „da 
sollte mehr investiert werden“. Das würde ich in 
der Abstraktheit auch mit Sicherheit so unter-
streichen. Wie sieht es denn in Bayern aus? Sie 
haben ja einen guten Überblick. Sie haben ja Be-
rührungspunkte zu allen Bundesländern. Sind 
die Bayern da schlechter aufgestellt als andere 
Bundesländer? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Wenn Sie mir einen 
Moment Zeit geben. Ich habe tatsächlich ir-
gendwo eine Liste.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ja, sehr gerne. Wenn 
wir die Zeit stoppen könnten. Danke schön! 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich habe jetzt die Liste 
gefunden und jetzt gucken wir hier mal nach 
Bayern. Bayern liegt etwa gleichauf mit der Per-
sonenzahl wie Baden-Württemberg, etwas mehr 
als Hessen, und etwa so viel wie auch Nieder-
sachsen hat. Man muss dazu sagen, die Bundes-
länder sind alle nicht sehr gut aufgestellt, haben 
sich aber gesteigert in den letzten Jahren, von ins-
gesamt 150 auf 220 Mitarbeitern - und Bayern ist 
de im Durchschnitt. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Gut. Das nehmen 
wir dann mal so zur Kenntnis. Und ich will das 
noch ergänzen um eine Aussage: Sie hatten vor-

hin gesagt, dass die Länder um Klarstellungsbe-
darf gebeten hatten, bei dem Thema „Verpflichte-
tengruppe als Finanzunternehmen“. Das ist rich-
tig, oder? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Richtig. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Alles richtig ver-
standen. Die haben aber nicht nur um Klarstel-
lung gebeten, sondern auch um Übernahme der 
Aufsicht durch den Bund, oder? Das ist jedenfalls 
gefordert worden von der Länderseite. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Es gab ein Gesetzge-
bungsverfahren, bei denen die Länder auch um 
Übernahme gebeten haben. Aber wir müssen uns 
hier klar sein, das handelt sich um realwirtschaft-
liche Unternehmen, die nicht zum Konzept der 
BaFin als Finanzmarktaufsicht passen. Und ich 
hatte gerade berichtet, dass dem Bund die Infor-
mationsquellen fehlen, die Beziehungen zu den 
Unternehmen fehlen, um eine qualitativ hoch-
wertige Geldwäscheaufsicht zu machen.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Da kann natürlich 
Bayern eine qualitativ hochwertigere Geldwä-
scheaufsicht bei Wirecard machen, mit 58 Töch-
tern und 1000 Töchtern im Ausland. Die Aussage 
war jetzt natürlich ironisch gemeint. Glaube ich 
nämlich nicht. Ich glaube, dass die Aufsicht von 
einem Unternehmen wie Wirecard – jetzt mal un-
abhängig von der tatsächlichen derzeitigen und 
vergangenen Zuständigkeit - halte ich das für 
selbstverständlich, nicht durch eine Bezirksregie-
rung beaufsichtigt werden sollte. Und ich glaube, 
und das traue ich Ihrem Hause zu, dass es da 
eine kompetente Regelung geben könnte, wo man 
es so definiert, dass jetzt nicht alle Unternehmen, 
die es in Deutschland gibt, plötzlich der BaFin-
Geldwäscheaufsicht unterliegen. Sondern solche 
Unternehmen, die einen starken Auslandsbezug 
haben, die mehrere Finanzinstitute als Töchter 
haben, die auch eine Bank dabei haben, dass man 
die so raus definiert, dass es solche betrifft. Das 
kriegt man schon hin oder sehen Sie das als un-
möglich an? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Darüber diskutieren 
wir gerade im Rahmen des FISG, inwieweit wir 
das machen können; und wir unterstützen Sie 
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natürlich als Gesetzgeber mit unserem Knowhow 
dabei. Ich will nur noch einmal sagen: Wenn ein 
Land seine Aufgaben nicht mit hinreichend Res-
sourcen erfüllt, die es gesetzlich aber zu erfüllen 
hat, dann ist die Frage, ist das das richtige Zei-
chen dann im Land, die Aufgabe als Bund abzu-
nehmen. Dann könnten sich die Länder vieler 
Aufgaben entledigen. Das muss man einfach mal 
so ein bisschen im Kopf haben. Das Finanzamt 
München wird das sicherlich bei Wirecard trotz-
dem auch steuerlich bearbeiten. Und der Krimi-
nalfall Wirecard wird vom LKA und nicht vom 
BKA bearbeitet. Es gibt viele Behörden, auch 
Landesbehörden, die sich effektiv mit Wirecard 
auseinandersetzen, das muss nicht unbedingt im-
mer eine Bundesbehörde sein. Man muss nur die 
entsprechenden Ressourcen reinsetzen.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Natürlich können 
auch Länder gut ihre Aufgaben ausüben, das ist 
auch nicht bezweifelt von mir. Ich glaube nur, 
bei solch einem Sachverhalt ist es sachgerecht, 
dass das der Bund macht. Das dürfen Iie natür-
lich auch anders bewerten, es ist ihr gutes Recht, 
und da diskutieren wir tatsächlich im FISG auch 
drüber.  

Ich möchte zur Situation bei der Wirecard Bank 
kommen. Können Sie bitte im Zusammenhang 
nochmal darstellen, wie da die Aufsichtstätigkeit 
hinsichtlich der Bank erfolgt ist? Was ist Ihnen 
dazu erinnerlich? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich kann Ihnen aus der 
Erinnerung wenig sagen. Ich kann Ihnen sagen, 
was ich jetzt über das Aktenstudium gesehen 
habe. Die Wirecard Bank wird von der BaFin im 
Bereich „Geldwäsche“ beaufsichtigt. Die BaFin 
hat drei Sonderprüfungen in 2010 und 2011 vor-
genommen und - nachdem wir die BaFin mit 
mehr Personal ausgestattet haben - auch eine - 
mit eigenem Personal - in 2019. Die BaFin wertet 
auch jedes Jahr die Wirtschaftsprüferberichte aus, 
darauf muss die BaFin auch stark setzen und da 
gab es, soweit ich jedenfalls das sehe, keine Hin-
weise auf schwerwiegende Fehler. Trotzdem hat 
die BaFin die Wirecard aufgrund ihres Kunden-
stamms dann doch auch in die Intensivaufsicht 
genommen. Es gibt dieses neue Referat für Inten-
sivaufsicht und seit Juni 2019 wird die Wirecard 

Bank dort intensiver beaufsichtigt. Das heißt, es 
gibt mehr Aufsichtsgespräche, es gibt eine stär-
kere Mann-Frau-Deckung der Wirecard Bank und 
es gibt ein Jour fixe mit dem Geldwäschebeauf-
tragten. Mit anderen Worten: Die Bank wird stär-
ker beaufsichtigt.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Können Sie mal dar-
stellen, wie eine Geldwäscheaufsicht bei einem 
Unternehmen aussieht, das die BaFin verantwor-
tet? Sie hatten es vorhin netterweise - auf Fragen 
des Kollegen Dr. Zimmermann - dargestellt, was 
denn gewesen wäre, wenn Niederbayern zustän-
dig gewesen wäre, was wären die Folgen gewe-
sen. Ich frage jetzt mal: Was wären die Folgen ge-
wesen, wenn die BaFin geldwäscherechtlich zu-
ständig gewesen wäre? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Sie meinen jetzt für die 
Wirecard AG oder für die Wirecard Bank? 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Das wäre ja dann 
identisch gewesen, denke ich mal, wie sich die 
Konsequenzen ergeben haben. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Nein, nicht ganz. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Dann können Sie 
beides darstellen. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Die Wirecard Bank ist 
nicht das Mutterunternehmen, deshalb würde 
das mit der Gruppen-Compliance wegfallen. Aber 
ansonsten hat das Unternehmen einen Geldwä-
schebeauftragten einzurichten, sie müssen ein Ri-
sikomanagement einrichten, sie müssen dafür 
Sorge tragen, dass entsprechende Sorgfaltspflich-
ten eingehalten werden, sie müssen ihre Kunden 
identifizieren, sie müssen Transaktionsmonito-
ring betreiben und aus dem Transaktionsmonito-
ring verdächtige Transaktionen dann an die FIU 
melden. Das sind so im Groben die Pflichten, die 
einen Verpflichteten treffen. Und die BaFin hat 
hier eine Systemaufsicht, das heißt, sie schaut, ob 
das Unternehmen diese Systeme aufgestellt hat. 
Das ist keine Garantie, dass es nicht zur Geldwä-
sche kommt. Ich vergleiche das ganz gerne mit 
impfen, das ist wie Impfschutz, das heißt auch 
nicht, dass Sie sicher sind, nicht zu erkranken, 



Endgültiges Protokoll (Bandabschrift) 19/39 II

3. Untersuchungsausschuss 

Nur zur dienstlichen Verwendung 

19. Wahlperiode Deutscher Bundestag – Sekretariat PA 30 Seite 8 von 38 

aber Sie haben ein System aufgestellt - und die-
ses System überprüft die BaFin. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Bei dem Exit-Ge-
spräch mit Herrn Wexeler, da gab es interessante 
Erkenntnisse. Ist Ihnen dazu etwas bekannt? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Das habe ich jetzt auch 
nur durch das Aktenstudium gesehen, dass der 
Herr Wexeler ein Exit-Gespräch mit der Bundes-
bank geführt hat. Und ich glaube, da hat er er-
zählt, dass man sich bei der Wirecard AG auch in 
die Kreditvergabe eingemischt hat.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Genau. Vielleicht 
können Sie das aus Ihren Erfahrungswerten sa-
gen, wie das Zusammenspiel üblich ist, wenn 
eine Bank im Konzern ist, dass dann von der Hol-
ding auf die Bank Einfluss genommen wird. Kön-
nen Sie dazu was sagen? Was ist erlaubt und was 
nicht? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich bin jetzt kein Auf-
seher, insofern habe ich nicht die praktische Er-
fahrung.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Da können Sie 
nichts zu sagen? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Nach meinem Ver-
ständnis kommt es sehr darauf an, wie das ge-
schieht. Dass der Chef der Holding mal mit der 
Bank spricht, das ist normal, aber dass er in die 
Kreditvergabe reingeht wohl nicht. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Sagt Ihnen der 
Name Firtasch etwas? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Das ist ein ukraini-
scher Oligarch, der in Wien lebt und von den 
USA mit Haftbefehl gesucht wird, wenn ich mich 
nicht täusche.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Das ist doch mal ein 
guter Einstieg. Genauer: Die USA betreiben vor 
österreichischen Gerichten seine Auslieferung 
wegen des Verdachts auf Bestechung und Mit-
gliedschaft in einer kriminellen Vereinigung. 
Und da würde mich interessieren, ob Sie sagen 
würden, dass eine Bank - bei einer vernünftigen 

Geldwäsche-Compliance - einer solchen Person 
ein Geschäftskonto einräumt. Vielleicht helfen 
Sie uns mal. Wie ist das dann so üblich? Was 
passiert dann, wenn der ein Geschäftskonto bean-
tragt? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich bin nicht der Auf-
seher. Sie fragen mich jetzt, wie ich das jetzt so 
einschätzen würde. Herr Firtasch ist nicht verur-
teilt. Herr Firtasch ist sicherlich aufgrund dieser 
Berichterstattung ein Hochrisikokunde. Hochrisi-
kokunden kann eine Bank annehmen, wenn sie 
entsprechende Sicherheitsvorkehrungen trifft 
und das Monitoring sich genau anschaut. Die Ge-
schäftsleitung muss darüber entscheiden, ob man 
diese Geschäftsverbindung aufnimmt. Es gibt ge-
wisse Sicherungsmaßnahmen, aber prinzipiell 
kann eine Bank auch Hochrisikokunden als Kun-
den haben. Da gibt es auch viele andere Fälle, wo 
wir sehr froh sind, dass Banken Hochrisikokun-
den haben, wie zum Beispiel die humanitären 
Organisationen, die in Krisenländer Gelder über-
weisen. Wir brauchen dann bei den Banken Sys-
teme, die das leisten. Wenn die Bank zu dem Er-
gebnis kommt, sie kann das nicht leisten, dann 
verlangen wir von der Bank, dass sie diesem 
Hochrisikokunden kündigt oder gar nicht erst die 
Geschäftsbeziehungen aufnimmt.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Zu dem Thema der 
Exit-Gespräche: Gibt es da in irgendeiner Weise 
eine Rückkopplung? Erfährt das BMF bei solchen 
Vorfällen irgendetwas? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich habe das jetzt zum 
ersten Mal gesehen, auch nur in den Akten der 
BaFin. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Sie hatten vorhin 
geschildert, dass die Eingruppierung der Wire-
card Bank als „aufsichtsintensives Institut“ er-
folgt ist. Bitte stellen Sie einmal dar, wie sich 
dann die Geldwäscheaufsicht verändert? Was 
passiert dann konkret? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich hatte das vorhin 
schon erwähnt, dass es regelmäßigere Jour fixe 
gibt mit dem Geldwäschebeauftragten, dass es 
eine häufigere Nachfrage und Berichtsbitte an das 
Unternehmen gibt, und es gibt einen besseren 
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Verteilungsschlüssel zwischen Personal und 
Bank. Das heißt, wir haben eine stärkere Frau-
Mann-Deckung der Bank. Das sind so die Maß-
nahmen. Die BaFin könnte Ihnen da bestimmt 
noch mehr erzählen, was sie da alles macht. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Könnten Sie zu Ih-
rer Zusammenarbeit BMF und FIU noch was er-
wähnen? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Die FIU ist im Bereich 
des Zolls und deshalb in der Abteilung III und 
nicht bei mir. Wir arbeiten natürlich trotzdem 
mit den Kollegen zusammen, aber die FIU berich-
tet direkt an die Abteilung III und nicht an uns. 
Ich habe im Rahmen meiner internationalen Zu-
sammenarbeit - oder wenn wir als deutsche Dele-
gation unterwegs sind - auch Kollegen von der 
FIU dabei, so dass man sich auch direkt austau-
schen kann. Wir haben als Abteilung VII immer 
das Interesse, von der FIU Hinweise zu bekom-
men, welche Trends es gibt oder welche Risiken 
sich entwickeln. Nicht Einzelfälle, sondern, wo 
sind neu auftauchende Risiken die wir vielleicht 
auch regulatorisch adressieren müssen. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Jetzt mit Ihrer Sicht 
von heute: Hätte es andere Möglichkeiten gege-
ben in der Auswertung der Geldströme der Wire-
card AG, insbesondere im asiatischen Raum, ge-
meinsam mit der FIU die illegalen Tätigkeiten 
früher aufzudecken? Wir wollen auch noch 
Schlüsse daraus ziehen. Das machen wir hier täg-
lich; machen wir die letzten Wochen auch schon 
und in Zukunft. Das ist natürlich auch eine we-
sentliche Frage, ob allein diese FIU-Themen - - , 
ob das hätte besser laufen können. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich kann das jetzt nicht 
für die Wirecard sagen. Aber was wir machen, 
um Finanzflüsse besser zu erkennen: Wir brau-
chen einen stärkeren Austausch zwischen den 
verschiedenen Banken und nicht nur innerhalb 
der Gruppe. Auch Banken müssten ihre Transak-
tionsdaten mit anderen Banken poolen können, 
um zu schauen, ob hier etwas im Argen liegt. 
Wenn ich als Krimineller versuchen würde, mein 
Geld durchzuschleusen, dann würde ich diesen 
großen Betrag auf sechs Banken verteilen und 
keine Bank würde es unter Umständen merken. 

Wenn diese Banken aber in der Lage wären, ihre 
Daten auf eine Datenbank zu legen, um da eine 
KI drüber laufen zu lassen, dann würde man 
wahrscheinlich das Muster erkennen. Das ist et-
was, was zu datenschutzrechtlichen Problemen 
führt, aber worüber wir jetzt gerade intensiv 
nachdenken, auch mit den Datenschützern im 
Gespräch sind, ob so etwas künftig nicht möglich 
sein könnte. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Gut. Ich habe noch 
eine Frage, das passt auch vielleicht noch zeit-
lich. Die Zusammenarbeit der Geschäftsbereiche 
bei der BaFin: Sind Sie der Auffassung, dass die 
gut funktionieren? Wo haben Sie Berührungs-
punkte mit der BaFin? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich habe im Moment 
nur noch Berührungspunkte mit dem Geldwä-
schebereich und mit dem Bereich Zahlungsver-
kehr in der Bankenaufsicht. Da sehe ich jetzt, 
dass das gut läuft. Man muss natürlich sagen - 
ich habe selbst mal bei der BaFin gearbeitet -, die 
BaFin ist aus drei verschiedenen Behörden zu-
sammengewürfelt worden. Das hat am Anfang 
schon gehakt, dass diese Säulen miteinander 
sprechen; aber es funktioniert immer besser. Es 
sind neue Personen dazu gekommen, und ich 
habe den Eindruck, dass das – jedenfalls was 
meinen Bereich anbelangt – jetzt läuft. Natürlich 
gibt es in großen Hierarchien immer mal wieder 
Probleme und Silodenken. Aber wir haben auch 
ein Projekt aufgesetzt, um die BaFin zu reformie-
ren, wo wir denken, dass wir auch gerade diesen 
Informationsaustausch untereinander stärken 
und hier einen ganzheitlicheren Aufsichtsansatz 
schaffen können. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Ich hatte das ange-
sprochen. Sie wissen sicherlich, dass Herr Hufeld 
die Innenrevision der BaFin unter anderem mit 
einer entsprechenden Sonderprüfung beauftragt 
hat, um die Optimierung der Zusammenarbeit 
der Geschäftsbereiche zu erreichen. 

Letzter Punkt: Es wird ja jetzt derzeit viel von ei-
nem Kulturwandel bei der BaFin gesprochen, 
auch vom designierten neuen Präsidenten. Ist 
Ihnen im Untersuchungszeitraum irgendwas auf-
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gefallen, wo Sie meinen, da braucht es einen Kul-
turwandel? Einen Kulturwandel will man ja nur, 
wenn man der Auffassung ist, es war nicht so op-
timal. Was ist Ihnen da aufgefallen? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Es hängt immer an den 
Personen. Es gibt Kollegen, die gesamtheitlich 
vernetzt an Probleme herangehen, und es gibt 
Kollegen, die sich in ihrer Zuständigkeit vergra-
ben; und ich glaube, wir brauchen das Erstere. 
Natürlich kommen mir mal die und die Kollegen 
unter und ich glaube, mit diesem Projekt „Kultur-
wandel“ es so hinzubekommen, dass die Kolle-
gen gut miteinander arbeiten, dass sie einen ho-
listischen Blick auf die Dinge haben und nicht in 
Silos denken. Das ist auf jeden Fall der richtige 
Ansatz. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ich würde jetzt 
nochmal in den Juni 2020 wechseln. Das war der 
Tag, an dem irgendwann alle feststellten, die 1,9 
Milliarden Euro sind weg. Und einige Stunden 
später ging man im BMF offenbar der Frage nach, 
wie man auf Presseanfragen zu diesem Thema re-
agieren sollte. Sie schrieben zu dieser Frage an 
Frau Wogatzki - BMF, Abteilungsleitung, Wim-
mer in cc gesetzt - dann folgende Zeilen: 

Wir sollten alles vermeiden, was 
nach Vorverurteilung aussieht … 

wohl gemerkt am 19. Juli 

… und den Aktienkurs weiter be-
einflussen könnte. Daher würde 
ich an der üblichen Sprache für 
solche Fälle festhalten: „Wir äu-
ßern uns nicht zu einzelnen Un-
ternehmen und schon gar nicht zu 
laufenden Untersuchungen. Im 
Übrigen gehen wir davon aus, 
dass auch die aktuellen Sachver-
halte in die laufenden Untersu-
chungen der BaFin einfließen. 
Weitere Fragen dazu richten Sie 
bitte an die Pressestelle der BaFin. 
Unabhängig von diesem oder an-
deren Einzelfällen verurteilt das 
BMF jegliche Art von Finanzkri-
minalität.“. 

MAT A BMF-26.48 Blatt 14. Können Sie sich an 
diese Zeilen erinnern? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Sie haben jetzt einmal 
19. Juli und einmal 19. Juni gesagt.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: 19. Juni – Ent-
schuldigung. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich kann mich jetzt 
nicht daran erinnern. Kann ich das Dokument se-
hen? 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Selbstverständlich, 
wird Ihnen vorgelegt. Zeit bitte stoppen – ist 
schon? Wunderbar. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Mir fehlt etwas der Zu-
sammenhang. Das ist jetzt Seite 3 von einem län-
geren Dokument. Ich weiß nicht, auf was sich das 
bezieht: „Wir sollten alles vermeiden, was nach 
Vorverurteilung aussieht.“Auf was gehe ich da 
ein? Das muss offenbar auf den Seiten 1 und 2 
stehen. Ist der Kollege noch da, der mir das Do-
kument gebracht hat? 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Manuel, haben wir 
noch die Seiten davor? Ist das Anlage 3? Auf je-
den Fall behandeln Sie in dieser E-Mail den The-
menkomplex „wie das BMF entsprechend auf 
Presseanfragen reagieren soll“, also was - das 
habe ich auch gelernt - wohl die Sprachregelung 
des Bundesministeriums für Finanzen sein soll.  

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Unabhängig von den 
Seiten, kann ich nur sagen, dieses “den Aktien-
kurs nicht weiter beeinflussen“, da kommt der 
alte Wertpapieraufseher in mir hervor. Ich habe 
selbst in der „Wertpapiersäule“ mal gearbeitet, 
und es ist natürlich immer wichtig, dass wir den 
Kurs nicht bewegen, sondern, dass der Markt den 
Kurs macht. Ich vermute mal, dass das dahinter 
steht. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ich könnte jetzt 
aber auch sagen, nach all dem, was war, dass 
dann später hin noch – wird sicherlich auch 
nochmal Thema sein – Herr Kukies versuchte 
über die KfW IPEX einen dreistelligen Millionen-
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kredit zu erlangen. Da würde sich bei mir mani-
festieren, dass man sich selbst am 19. Juni im Fi-
nanzministerium immer noch nicht vorstellen 
konnte, welch betrügerisches Unternehmen die 
Wirecard AG war. Warum betone ich das so? 
Weil natürlich, wenn Sie die Rechs- und Fach-
aufsicht haben, unabhängig davon, wie die nun 
ausgeübt wird - das haben wir heute auch in 
Gänze durchgesprochen mit Kollegen aus dem 
BMF -, dann ist das sicherlich natürlich ein Ab-
färben auch auf die BaFin, in einer gewissen un-
kritischen Grundhaltung der Wirecard AG gegen-
über - und das manifestiert sich für mich in die-
sen Zeilen. Deswegen frage ich das. Ich kann das 
verstehen, dass man sagt: Ich will kein Market-
Maker oder ähnliches sein. Am 19. Juni - die 
KPMG-Sonderuntersuchung mit dem ganzen Be-
gleitgewitter drum herum. Sicherlich auch mit 
der Kenntnis, dass die DPR nach wie vor ermit-
telt - ein bisschen länger. Ich habe aber auch ge-
hört, ein Jahr ist da nichts Besonderes passiert. 
Die KPMG-Untersuchung, die ja auch sicherlich 
seitens ihres Hauses am 20./22. Mai diskutiert 
worden ist, da hätte man tatsächlich am 19. Juni 
noch an einem sehr neutralen Sprech - - Das ist 
für mich vielleicht ein bisschen symptomatisch, 
warum auch die BaFin, nennen wir es mal, eine 
„relativ unkritische Grundhaltung“ über Jahre 
hinweg gegenüber der Wirecard AG eingenom-
men hat. Jetzt nicht auf einen Zeitpunkt bezogen.  

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich kann ausschließen, 
dass ich hier in irgendeiner Weise mit Herrn Ku-
kies Kontakt bei dieser E-Mail hatte. Wenn ich 
mir diese E-Mail anschaue, dann sind das zwei 
Punkte: Das eine ist nicht Market-Maker sein und 
das andere ist - als Jurist, die gesamte Rechtspre-
chung dazu -, dass der Staat nicht warnen darf, 
wenn er nicht in einem klaren Verfahren festge-
stellt hat, dass etwas so ist wie es ist. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Dann ist es aber zu 
spät. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Das gilt für die BaFin 
genauso wie für das BMF und allen anderen 
staatlichen Behörden. Am 19. Juni konnten wir 
nicht sagen, dass die Wirecard ein großes Be-
trugsunternehmen ist. Das konnten wir zu die-
sem Zeitpunkt - ohne dass ich die Chronologie 

im Einzelnen genau im Kopf habe - nicht sagen, 
sondern das muss aufgeklärt werden. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Dann würde ich 
weiter machen. Herr Dr. Pleyer, im weiteren Ver-
lauf des 19. Juni, an dessen frühem Morgen, hatte 
Wirecard das nun eingestehen müssen, dass die 
berühmten 1,9 Milliarden weg sind. Entstanden 
da weitere Diskussionen im BMF, wie man mit 
dieser Bombe medial umzugehen hat? Am späten 
Abend wollte Herr Kukies von Ihnen dann in die-
sem Zusammenhang folgendes Wissen: 

Warum können wir nicht einfach 
auf den Fakt hinweisen, dass 
Bafin am 5.6. … 

richtig wäre der 2. Juni gewesen 

…Strafanzeige gegen alle Vor-
standsmitglieder wegen Verdachts 
der Marktmanipulation gestellt 
hat? 

Zu finden ist das auf MAT A BMF-25.28 Blatt 88. 
Weiter mahnte Kukies: 

Wir müssen extrem aufpassen, 
dass wir nicht durch zu defensive 
Kommunikation noch viel stärker 
in die Defensive geraten. Ich habe 
gerade mit Eva… 

Wimmer, BMF, Abteilungsleiterin 

…darüber gesprochen, dass wir 
eine Antwort auf die Frage brau-
chen, warum Wirecard AG nicht 
Institutsaufsicht der BaFin unter-
steht & ob wir beabsichtigen das 
zu ändern. Niemand versteht, wa-
rum Unternehmen wie Wirecard, 
die ökonomisch betrachtet Finan-
zinstitute sind, nicht wie Finan-
zinstitute reguliert werden. 

Auch das ist nach zu finden auf MAT A BMF-
25.28 Blatt 88. Können Sie sich an diese Mail von 
Herrn Kukies erinnern? 
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Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Nein, das kann ich 
jetzt nicht. Sie haben jetzt Herrn Kukies zitiert? 
Mich haben Sie jetzt nicht zitiert? 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Kann ich gerne 
machen. Sie antworten; Sie haben um Mitter-
nacht noch geantwortet: 

Prinzipiell bin ich auch kein 
Freund defensiver Pressearbeit. 
Wenn wir aber schon in solchen 
Fällen wie Wirecard mit lfd staats-
anwaltschaftlichen in unsere Pres-
searbeit eingreifen aktiv darauf 
hinweisen, dass BaFin „Strafan-
zeige erstattet hat und dadurch 
viel in Bewegung gebracht wurde“ 
- was ohnehin bekannt ist, bege-
hen wir mE… 

meines Erachtens 

…nach zwei Fehler: 
- wir stellen uns mit der Autorität 
der BReg auf eine Seite und unter-
stellen - entgegen der Unschulds-
vermutung - implizit, dass an den 
Vorwürfen etwas dran ist (und 
machen damit Markt) 
- wir können uns in diesem Fall 
und eigentlich auch in allen künf-
tigen Fällen nicht mehr glaubwür-
dig dahinter zurück ziehen, dass 
lfd Untersuchungen nicht kom-
mentieren(Dammbruch). 
Das mag uns jetzt passen, aber si-
cherlich nicht in allen anderen 
künftigen Fällen. Widerspricht 
das nicht auch, wie BReg generell 
in ihrer Medienarbeit zu Unter-
nehmen und Personen umgeht, ge-
gen die strafrechtlich ermittelt 
wird? 

Ebenfalls auf dieser gleichen MAT zu finden. 
Waren Sie damals überrascht über das Drängen 
des Staatssekretärs in diesem Fall? Und es 
scheint, dass es hier zu einem Dissens mit dem 
Staatssekretär gekommen ist? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich höre aus dieser 
ganzen E-Mail nicht heraus, dass wir irgendeine 

defensive Haltung gegenüber Wirecard einneh-
men, sondern da spricht der vorsichtige Jurist 
und gleichzeitig auch der Ehemann einer Richte-
rin, der natürlich weiß, dass wir extrem vorsich-
tig mit Vorverurteilungen sein müssen. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Meine Zeit ist 
dann jetzt auch um. Dann geht es weiter mit der 
SPD-Fraktion, Frau Kiziltepe. 

Cansel Kiziltepe (SPD): Ich möchte nochmal zu-
rückkommen zu der Diskussio, um die Zustän-
digkeit über die Geldwäsche bei Finanzunterneh-
men. Es gibt eine E-Mail vom 22. Juni mit der 
MAT-Nr. MAT A BMF-24.69 Blatt 145 ff. Dort 
kann man lesen, dass am 22. Juni Herr Lang von 
der BaFin mit Herrn Mulzer telefoniert und ihm 
anschließend eine E-Mail schickt. In dieser E-
Mail ist auch eine Übersicht drin, die hatten Sie 
auch angesprochen - - Und hier stellt sich noch-
mal die Frage: Aus dieser E-Mail geht eben auch 
nochmal hervor, dass die geldwäscherechtliche 
Aufsichtspflicht über die Wirecard AG bei der 
Bezirksregierung Niederbayern liegt. Die E-Mail 
ist vom 22. Das heißt, die Bezirksregierung Nie-
derbayerns ging auch am 22. Juni noch davon 
aus, dass sie die Geldwäscheaufsicht über die 
Wirecard AG innehat. Und dann entwickelt sich 
innerhalb von drei Tagen eine gewisse Kehrt-
wende. Wir hatten auch die ganze Diskussionen 
hier eben schon. Es gibt ein Freshfields-Gutach-
ten dazu und so weiter und sofort. Dann passiert 
irgendwas in den kommenden drei Tagen. Was 
passiert da? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Da kann ich nur speku-
lieren, was da passiert ist. Sie meinen in Bayern? 

Cansel Kiziltepe (SPD): Ja. Wie kommt es zu die-
sem Sinneswandel und zu dieser Kehrtwende? 
Ist aus Ihrer Sicht diese gezielte Kehrtwende ein 
Zufall? Oder - - 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Das müssen Sie die 
Bayern fragen. 

Cansel Kiziltepe (SPD): Und aus Ihrer Sicht? Wie 
ordnen Sie diese Kehrtwende ein? 
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Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich habe mit wahrge-
nommen, dass die Bezirksregierung Bayerns der 
BaFin zu verstehen gegeben hat, dass sie zustän-
dig ist. Daraufhin hat die BaFin ihnen auch Infor-
mationen über die Wirecard-Gruppe zugeschickt, 
Und dann hat es offenbar Gespräche zwischen 
der Bezirksregierung und dem Staatsministerium 
des Inneren gegeben. Und auf der Basis hat es 
dann das Telefonat mit dem BMF gegeben, in 
dem übrigens noch nicht vom Staatsministerium 
des Innern in Bayern final festgelegt wurde, dass 
sie nicht zuständig sind, sondern dass man jetzt 
überlege, doch kein Finanzunternehmen anzu-
nehmen. Wir waren dann einige Tage im Unge-
wissen, was denn jetzt ist. Dann gab es eine An-
frage eines SPD-Landtagsabgeordneten und dann 
die Reaktion darauf, oder die Antwort von Herrn 
Herrmann, aus Bayern, „wir sind nicht zustän-
dig“. Wir hatten zwischen dem 25. und Anfang 
Juli einen Schwebezustand. Erste Zweifel von 
Bayern, aber noch keine wirkliche Entscheidung, 
ob sie jetzt zuständig sind oder nicht. 

Cansel Kiziltepe (SPD): Es gibt auch einen ande-
ren E-Mail-Verkehr. Der wird Ihnen auch gleich 
vorgelegt, das hat die MAT-Nummer MAT A 
BMF-1.03 Blatt 36 f. Aus dieser E-Mail geht auch 
hervor, dass es ein Telefonat gab zwischen dem 
Staatsministerium und BMF. Das hatten Sie auch 
erwähnt. Können Sie auch sagen, wann und 
durch wen diese Telefonkonferenz einberufen 
wurde? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Nach meiner Erinne-
rung, hat sich das Staatsministerium des Innern 
bei meinem Referatsleiter, Herrn Rachstein, ge-
meldet. Die beiden kennen sich auch aus Bund-
Länder-Koordinierungstreffen. Bayern hat das 
Gespräch initiiert.  

Cansel Kiziltepe (SPD): Und mit welcher Begrün-
dung? Was war Ziel dieser Gesprächsgrundlage? 
Was sollte da besprochen werden? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich kann nur berichten, 
weil ich am Gespräch selbst nicht dabei war. Was 
mein Referatsleiter gesagt hat, das weiß ich nicht. 
Bayern hat sich gemeldet, hat um ein Gespräch 
gebeten mit BaFin und BMF, und dann ist dieses 
Telefonat zustande gekommen. Ich weiß nicht, ob 

man vorher wusste, um was es gehen sollte. Aber 
in diesem Gespräch hat der bayerische Kollege 
erste Zweifel geäußert, ob das ein Finanzunter-
nehmen sei.  

Cansel Kiziltepe (SPD): Wie haben sie diese 
Zweifel begründet? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Sie haben das so be-
gründet - jetzt müsste ich selbst nachgucken -, 
dass sie in die Satzung geguckt hätten und in der 
Satzung steht - - 

Cansel Kiziltepe (SPD): In welcher Satzung? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Die Satzung des Unter-
nehmens. 

Cansel Kiziltepe (SPD): Aber das Unternehmen 
hatte doch Freshfields beauftragt, um das zu klä-
ren. Und Freshfields ist ja nicht BubGauweiler, 
sondern Freshfields hat ja schon eine gewisse 
bundespolitische Bedeutung, und die haben das 
doch dort festgestellt. Und dann tritt EY an die 
Bezirksregierung in Niederbayern heran und sagt, 
dass die Bezirksregierung zuständig ist. Herr 
Mulzer war ja auch hier. Ich habe Herrn Mulzer 
gefragt: Wie viele Personen arbeiten denn in Ihrer 
Abteilung? Er hat, wenn ich mich richtig erin-
nere, etwas fünf bis sechs gesagt. Und ich hatte 
gefragt: Hat denn das Referat in der Bezirksregie-
rung eine juristische Überprüfung gemacht? Es 
hieß dann, es gibt keine Juristen. Es hat sich auch 
herausgestellt, was die personelle Ausstattung 
angeht, dass die total unterbesetzt sind, wenn 
man Geldwäsche richtig anpacken möchte. Sie 
haben ja auch von einer Liste gesprochen, Bun-
desländervergleich, Sie hatten auch gesagt, an 
welcher Stelle Bayern da steht. Es gibt auch Un-
tersuchungen, die zeigen, dass Bayern beim Steu-
ervollzug auch nicht so auf der Höhe der Zeit ist. 
Vielleicht muss man da wirklich mal Geld rein-
stecken. Mich interessiert halt diese Frage. Es 
gibt ein Freshfields-Gutachten. Das Unternehmen 
sagt: Wir müssen was machen, was ändern. Wir 
hatten bisher keinen Geldwäschebeauftragten 
und sie gehen wahrscheinlich davon aus, dass es 
eine neue gesetzliche Regelung war und dass sie 
das ab 2020 auch machen müssen und dann 
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kommt von Herrn Herrmann solch eine Aussage. 
Wie können Sie sich das erklären? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Das sind jetzt bayern-
interne Vorgänge, da ist es schwer für mich, et-
was dazu zu sagen. Ich kann nur sagen, dass das 
zeigt, dass die Bezirksregierungen mit dem baye-
rischen Innenministerium - was wahrscheinlich 
auch die übergeordnete politische Behörde ist - 
gesprochen hat und dann zu dem letztlichen Er-
gebnis gekommen ist, was der bayerische Innen-
minister verkündet hat.  

Cansel Kiziltepe (SPD): Und das halten Sie für 
richtig? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich hatte das schon ge-
sagt: Ich halte es für plausibel, dass die Wirecard 
AG ein Finanzunternehmen ist, weil sich auch 
aus dem Geschäftsbericht ergibt, dass sie Beteili-
gungen halten. Und weil das Unternehmen selbst 
sagt, „ich will beaufsichtigt werden und ich bin 
ein Finanzunternehmen“. Das Unternehmen wird 
es am besten wissen, was sein Geschäftszweck 
ist.  

Cansel Kiziltepe (SPD): Genau. Das hatte ich 
auch mit dem Freshfields-Gutachten nochmal de-
zidiert auch hervorheben wollen. Ich hake jetzt 
auch nochmal so nach, weil auch der Vorwurf im 
Raum steht, dass die BaFin hier die Verantwor-
tung auf die Bezirksregierung abschieben wollte. 
Was passiert denn dann? Am 25. hat Herr Herr-
mann erklärt, die Bezirksregierung und Bayern - 
keiner in Bayern sei zuständig für die Geldwä-
scheaufsicht. Und wer ist jetzt zuständig? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Wie ich vorhin schon 
sagte - - 

Cansel Kiziltepe (SPD): Wer beaufsichtigt denn 
jetzt alle Finanzunternehmen? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Wenn es ein Finanzun-
ternehmen ist, dann muss Bayern es auch beauf-
sichtigen. Wenn es kein Finanzunternehmen ist - 
es gibt natürlich Unternehmen, die keine Finanz-
unternehmen sind und bei denen auch kein an-
derer Tatbestand vorliegt, weshalb das Unterneh-

men besondere Risiken hat, von Dritten miss-
braucht zu werden, das ist die Ratio dahinter -, 
dann wird dieses Unternehmen auch nicht beauf-
sichtigt. Und es ist auch verfassungsrechtlich ge-
fordert, es dürfen nur solche Unternehmen beauf-
sichtigt werden, bei denen eine besonders hohes 
Risiko ist, weil Aufsicht natürlich auch eine Be-
lastung für das Unternehmen ist. Aber wenn wir 
bei der Wirecard AG zu dem Ergebnis kommen, 
ist es ein Finanzunternehmen - durch Beteiligun-
gen kann man durchaus auch Geld waschen, das 
auch dafür nutzen - und dann fällt es unter die 
Geldwäscheaufsicht.  

Cansel Kiziltepe (SPD): Wer hat denn eigentlich 
die Wirecard AG vor dem 1. Januar 2020 geldwä-
scherechtlich beaufsichtigt? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Wenn die Wirecard AG 
ein Finanzunternehmen ist, dann lag die Geldwä-
scheaufsicht auch schon vor dem 1. Januar 2020 
bei Bayern. 

Cansel Kiziltepe (SPD): Wenn man sich jetzt mal 
dieses Ganze so vergegenwärtigt - diese Diskus-
sion -, dann hat man doch den Eindruck, und das 
scheint offensichtlich auch so zu sein, dass vor 
dem 1. Januar 2020 - - Wenn die Bezirksregierung 
in Bayern schon mit der Klarstellung ab dem 
1. Januar 2020 sich nicht für zuständig erklärt, 
dann bedeutet das, dass sie auch vor dem 1. Ja-
nuar 2020 keine Geldwäscheaufsicht wahrge-
nommen haben, im Falle der Wirecard AG. Rich-
tig? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich gehe davon aus, 
dass diese Initiative von Bayern gegenüber der 
BaFin zeigt, dass sie sehr wahrscheinlich die 
Wirecard AG vorher nicht beaufsichtigt haben. 

Cansel Kiziltepe (SPD): Was hat das für Konse-
quenzen? Sie haben ein Geldwäschegesetz und 
die Länder befolgen das nicht. Was hat das für 
Konsequenzen? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Das heißt, dass im Un-
ternehmen nicht effektive Geldwäscheprävention 
gemacht wird. Das heißt, es kann von Kunden 
missbraucht werden. 
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Cansel Kiziltepe (SPD): Es wurde ja auch miss-
braucht! 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Wobei man jetzt hier 
einmal klar machen muss: Das Geldwäschegesetz 
hat nur das Ziel, Missbrauch durch Dritte zu ver-
hindern. Wenn es um Straftaten im Unternehmen 
geht, dann ist das nach unserem deutschen Sys-
tem durch Corporate Governance und durch in-
terne Kontrollsysteme abgesichert. Das sind die 
Instrumente gegen Straftaten in einem Unterneh-
men - interne Revision, Compliance, Aufsichts-
rat, und vor allem natürlich die Wirtschaftsprü-
fer, die in das Unternehmen schauen, Zuverläs-
sigkeitsprüfungen.  

Cansel Kiziltepe (SPD): Auf die komme ich auch 
noch zurück, Herr Dr. Pleyer. Sie haben auch ge-
sagt, dass Sie bei der BaFin waren. Das war in 
den Jahren 2004 bis 2006, und Sie waren dort in 
der Wertpapieraufsicht tätig, und Sie haben auch 
erwähnt vorhin, dass die Testate nur uneinge-
schränkt waren. Wir haben das auch gesehen, das 
waren lupenreine Testate. Jedes Jahr - 10 Jahre 
lang - uneingeschränkt nur testiert und testiert. 
Jetzt mal abgesehen von dem kriminellen Clan, 
der organisierte Kriminalität betrieben hat - da 
wünschte ich mir, dass vielleicht in der öffentli-
chen Debatte da der Fokus darauf nochmal wie-
der kommt. Was glauben Sie denn, welche Wir-
kung Testate auf die Aufsicht und auf den Wert-
papierhandel haben? Welche Funktionen erfüllen 
sie? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich will jetzt gar nicht 
so sehr als ehemaliger Wertpapieraufseher spre-
chen, sondern ich sitze selbst in einem Verwal-
tungsrat in einer Bank, bei einer Bank, die eine 
Bundesgarantie hat. Wir sind natürlich komplett 
abhängig von den Testaten des Wirtschaftsprü-
fers. Keiner geht so tief rein in das Unternehmen 
und guckt sich an, was da passiert, ob die Sys-
teme funktionieren, ob Kontrollen funktionieren 
und so weiter. Der Markt verlässt sich auf Tes-
tate. Wir hatten hier auch keinerlei Signale von 
Analysten oder von den Kreditgebern. Das kapi-
talgetriebene System funktioniert eigentlich bei 
solchen Dingen. Aber hier hat man Wirecard 

nach wie vor Kredite gegeben. Die Ratingagentu-
ren haben nicht reagiert. Sie haben sich offenbar 
alle auf die Testate verlassen. 

Cansel Kiziltepe (SPD): Scheinbar funktioniert 
der Markt viel öfter doch nicht so, wie man es 
sich das wünscht. Und deshalb ist Regulierung 
auch erforderlich. Das machen wir auch mit dem 
Finanzmarktintegritätsstärkungsgesetz. Die weite-
ren Fragen in der nächsten Runde. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Danke schön. 
Dann geht es weiter mit Dr. Toncar für die FDP-
Fraktion. 

Dr. Florian Toncar (FDP):* Darf ich - bevor Sie 
die Zeit stoppen, Herr Gottschalk - noch einen 
Punkt nachschieben: Zu Ihrer Frage vorhin 
wollte ich noch sagen: Herr Kukies ist Ökonom - 
und deshalb sehe ich mich häufig auch in der 
Pflicht, natürlich auch auf juristische Punkte hin-
zuweisen. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Das ist dennoch 
eine gute Ergänzung im Team. Das gefällt mir 
dann wieder. Insoweit gut, dass Sie auch noch-
mal eine Ergänzung hatten. Weil dann kann ich 
noch einen kleinen Servicehinweis geben - da-
rum hat mich die Kollegin von Dussmann gebe-
ten -: Gegen 20:00 Uhr wird unsere kulinarische 
Versorgung beendet, das heißt, wir gehen wohl 
alle davon aus, dass wir uns noch nach 20:00 Uhr 
im Tagungsmodus befinden. Und insoweit der 
kleine Hinweis: Wer sich noch mit Getränken, 
Kohlenhydraten, was auch immer, für die andau-
ernde Sitzung versorgen möchte, sollte das vor 
20:00 Uhr tun, denn danach bleibt nur das Lei-
tungswasser. Gut, dann machen wir weiter mit 
Dr. Toncar. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Vielen Dank. Nachdem 
wir sehen, dass die Koalition beim Thema „die 
Bezirksregierung Niederbayern hätte eingreifen 
müssen“ inzwischen zur offenen Feldschlacht 
übergegangen ist, habe ich gedacht, jetzt stellen 
wir wieder ein paar Fragen zur - - Das sind ja Zei-
chen tiefer Zerrüttung da bei euch, wenn die Kol-
legin Kiziltepe erst auf den Koalitionspartner los 
geht und dann auf EY, nicht umgekehrt, dann 
merk ich, da hat sich echt was bewegt.  
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Vorsitzender Kay Gottschalk: Herr Dr. Toncar, 
Sie müssen jetzt nicht Kriseninterventionsteam 
spielen. Machen Sie die Fragen. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Ich muss mich aber 
erstmal von den Eindrücken erholen, die ich hier 
- - 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer:* Mal eine andere 
Frage: Ist Ihnen berichtet worden, dass die Wire-
card Bank virtuelle IBANs vergeben hat, was eine 
Zuordnung zwischen der IBAN und dem Konto-
inhaber über die einschlägigen Auskunftsdaten-
banken nicht mehr zuließ? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Das ist mir berichtet 
worden, dass das die Wirecard Bank und auch 
viele andere Banken und nicht nur in Deutsch-
land so machen. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Wann ist Ihnen das be-
richtet worden? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Müsste ich jetzt nach-
gucken, aber ich glaube, es war etwa im Juli 
2020.  

Dr. Florian Toncar (FDP): Im Juli 2020? Auch 
erst als das Kind im Brunnen lag. Warum ist man 
da nicht früher darauf gekommen, dass sowas 
geht? Das ist doch eindeutig ein Einfallstor für 
Geldwäsche, und zwar ein ganz enorm offenes 
Scheunentor für Geldwäsche. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ja, das ist rechtlich ein 
schwieriges Feld. Die Banken sehen das anders. 
Vielleicht kann ich das mal kurz erklären.  

Dr. Florian Toncar (FDP): Ja, dafür sind Sie da.  

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Wir haben ein Konto 
und die Bank gibt für das Konto 1 000 IBANs aus, 
aber es ist ein Konto. Und der Empfänger nimmt 
diese 1 000 IBANs und gibt jetzt mal, im besten 
Fall, als Handelsunternehmen das seinen Kun-
den. Die Kunden brauchen jetzt nicht mehr den 
fehleranfälligen Verwendungszweck nutzen, son-
dern arbeiten mit dieser IBAN, so dass das Han-
delsunternehmen immer sofort weiß, von wem 

das kommt und wofür das kommt. Die Banken ar-
gumentieren, dass das ein Ersatz für den Verwen-
dungszweck ist. Es läuft am Ende auf dieses eine 
Konto zu. Deshalb war das nicht so ganz einfach. 
Die BaFin hat sich damit schon früher auseinan-
dergesetzt. Mich hat das dann im Juli 2020 er-
reicht. Ich sehe das auch so, dass das ein Einfalls-
tor für Geldwäsche ist, denn das kann auch nicht 
ein Handelsunternehmen sein, sondern es kann 
ein E-Geldinstitut sein. Das vergibt dann die 
IBAN an jemanden, der dann unerkannt Online-
betrug begehen kann. Als ich das erfahren habe, 
habe ich sofort gesagt, „das müssen wir sofort an-
gehen“. Und jetzt haben wir auch eine Allge-
meinverfügung der BaFin, dass alle IBANs an die 
Kontenabrufstelle gemeldet werden müssen.  

Dr. Florian Toncar (FDP): Die virtuellen IBANs 
sind schlicht weg einfach nicht - - Das wäre 
meine Folgefrage gewesen. Man kann das ja ma-
chen mit mehreren IBANs, wenn das abwick-
lungstechnische Vorteile hat für den Kunden. 
Aber das muss ja nicht zwangsläufig damit ver-
bunden sein, dass man die Bindung zwischen 
IBAN und Kontoinhaber zerstört - oder die Nach-
vollziehbarkeit zerstört. Kennen Sie Bernd 
Schmidbauer? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Das ist der frühere Ge-
heimdienstkoordinator unter Kohls Kanzler-
schaft.  

Dr. Florian Toncar (FDP): Geneua, der war näm-
lich gestern hier, und der sagte uns, er habe seit 
2014 gewusst, dass die Wirecard Bank virtuelle 
IBANs anbietet. Vielleicht müssen wir Sie mal da 
mehr verzahnen. Sie haben es erst 2020 erfahren 
und wenn ich Sie richtig verstanden habe, auch 
nicht als alleiniges Thema der Wirecard Bank, 
sondern als übergeordnetes Thema. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Absolut richtig.  

Dr. Florian Toncar (FDP): Fünf oder sechs Insti-
tute waren es; die habe ich auch auf einer Liste 
gesehen. 

Nächste Frage: Haben Sie Kenntnis bekommen 
von Strafanzeigen des Fonds Greenvale durch die 
Kanzlei Heucking im Mai 2020? 
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Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich habe den Namen 
jetzt im Aktenstudium gesehen, aber vorher 
nicht. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Sie hatten mit den ein-
schlägigen Schreiben, die im Mai sowohl in der 
BaFin auch in der Geldwäsche - - Vielleicht darf 
ich das nochmal vorwegschieben: Die Schreiben 
gingen sowohl an die BaFin und innerhalb der 
BaFin auch an den Geldwäschebereich. Aber 
auch - nicht nur sondern auch - an die Banken- 
und Wertpapieraufsicht. Sie gingen aber auch ins 
Ministerium, dort aber an Herrn Kukies, der das 
wiederrum im Haus zur Beantwortung oder zur 
Prüfung weitergegeben hat. Hatten Sie entweder 
über den „Geldwäschestrang“ der BaFin von un-
ten oder über Herrn Kukies von oben irgendwann 
mal mit diesen Anzeigen zu tun gehabt? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Da kann ich mich nicht 
dran erinnern.  

Dr. Florian Toncar (FDP): Dann gab es den Prü-
ferwechsel 2020 bei der Wirecard Bank - und 
plötzlich, mit dem Wechsel von EY zur PwC, 
eine deutliche Verschärfung der Geldwäschefest-
stellungen. Vier F3-Feststellungen, die es früher 
nicht gab und mehr F2 und mehr F1. Letztlich 
auf breiter Front mehr. Wann ist dieser Sachver-
halt an Sie herangetragen worden? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich glaube, auch erst 
im Juli oder August. Jedenfalls in der zweiten 
Hälfte 2020 im Rahmen der Aufarbeitung.  

Dr. Florian Toncar (FDP): Auch erst im Rahmen 
der Aufarbeitung. Wissen Sie zufälligerweise, ob 
Ihnen unterstellte Referate, Ihnen unterstellte 
Mitarbeiter im Finanzministerium diesen Sach-
verhalt schon früher kannten als Sie? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Welchen Sachverhalt? 

Dr. Florian Toncar (FDP): Den Sachverhalt mit 
dem Prüferwechsel und den gestiegenen Feststel-
lungen von PwC im Vergleich zu EY. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Das will ich jetzt nicht 
ausschließen. Das war, nach dem Aktenstudium, 
im April oder Mai, dass die BaFin das bekommen 

hat. Und ob sie das dann an das Fachreferat ge-
meldet hat, kann ich nicht ausschließen.  

Dr. Florian Toncar (FDP): Sie können es weder 
ausschließen noch bestätigen? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Genau. Da müsste ich 
jetzt die Kollegen fragen.  

Dr. Florian Toncar (FDP): Es geht ja jetzt erstmal 
um Ihre eigene Kenntnis. Dann war im Zuge der 
Aufarbeitung ausdrücklich das Thema „Konsoli-
dierungspflichten“ entweder auf der Ebene Wire-
card AG, aber auch auf der Ebene Wirecard Ac-
quiring & Issuing. Haben Sie darüber mal mit 
Staatsekretär Kukies Kontakt gehabt? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Nein. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Ist Ihnen bekannt, dass 
Staatssekretär Kukies eine kritische Haltung zu 
der Nichtkonsolidierung auf der Ebene der Wire-
card Acquiring & Issuing eingenommen hat? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Das habe ich im Rah-
men des Aktenstudiums gesehen. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Der Staatssekretär hat 
sicherlich auch eigene Prüfkompetenzen, sonst 
wäre er nicht Staatssekretär. Er hat es verschrift-
licht, er hat dem Minister sogar geschrieben auf 
MAT A BMF-25.17 Blatt 48: 

…das sehr zögerliche Vorgehen 
bei der Einstufung der Tochter 
WC Acquiring & Issuing GmbH 
[ist] ein klarer Schwachpunkt im 
Handeln der Aufsichtsbehörden. 

Das ist seine Bewertung. Diese Bewertung hat 
Herr Kukies an den Minister abgegeben, ohne 
Rücksprache mit dem Unterabteilungsleiter oder 
drunter zu nehmen.  

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich will nicht aus-
schließen, dass er mit dem zuständigen Unterab-
teilungsleiter oder auch Referaten gesprochen 
hat, aber dann in der „Bankenaufsicht“, denn das 
ist ja ein bankenaufsichtliches Problem. 
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Dr. Florian Toncar (FDP): Da hätte er nicht mit 
Ihnen gesprochen? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Richtig. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Danke schön. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Vielen Dank, 
Dr. Toncar und als nächstes Fabio De Masi für 
die Fraktion Die Linke.  

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Vielen Dank. Herr 
Dr. Pleyer, ich möchte auf eine E-Mail zu spre-
chen kommen, auf MAT A BMF-24.69 Blatt 10, 
von Jan Ziegner, am 6. Februar 2019. Da hat er 
über Zusammenhänge und wohl auch Austausch 
mit der Aufsichtsbehörde in Singapur gespro-
chen. Können Sie sich an diesen Vorgang erin-
nern? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Das hatten wir, glaube 
ich, vorhin schon mal. Es gab den FT-Artikel, 
den Herr Holle an mich weitergeleitet hatte. Ich 
war im besagten Ski-Urlaub und habe das an die 
Kollegen im Fachreferat weitergeleitet, die sich 
dann mit der BaFin auseinandergesetzt haben. 
Und im späteren Zeitraum habe ich mir dann be-
richten lassen, dass wir die BaFin dann gebeten 
haben, mit Singapur zu sprechen. Und ich ver-
mute, darauf bezieht sich das.  

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Das heißt, Sie hat-
ten dann zu keinem Zeitpunkt mehr - vielleicht 
war ich da auch unaufmerksam - Austausch zu 
diesem Vorgang im Nachhinein? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Doch, doch. Im Nach-
hinein habe ich von den Kollegen erfahren, was 
daraus geworden ist.  

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Aber, da gab es kein 
Nachhalten, oder so? Hier steht: 

GW ist im Hinblick auf mögliche 
geldwäscherechtliche Verstöße 
von Wirecard noch nicht tätig ge-
worden; GW will jetzt auf Wire-
card und die Aufsichtsbehörde in 
Singapur zugehen… 

GW ist dann immer die entsprechende Abteilung 
der BaFin. Korrekt? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Genau. 

Fabio De Masi (DIE LINKE.): 

…WA hat eine öfftl. Stellung-
nahme abgegeben, wonach die 
BaFin wegen Kursmanipulation 
ermittelt. 

WA ist? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Die Wertpapierauf-
sicht. 

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Entschuldigung, es 
ist schon spät und es gab ein bisschen wenig Luft 
heute. 

BA… 

das ist Bankenaufsicht, das habe ich selber ge-
merkt 

…hat über die Hinweisgeberstelle 
einen anonymen Hinweis zu den 
Vorgängen bei Wirecard in Singa-
pur erhalten; nach erster Auswer-
tung durch BA sei der Hinweis of-
fenbar nicht stichhaltig und spre-
che eher für einen Racheakt eines 
entlassenen Mitarbeiters. 

Haben Sie im Nachhinein noch irgendwelche Er-
kenntnisse dazu, ob das den Tatsachen entspro-
chen hat, dass es hier um einen nicht stichhalti-
gen Hinweis ging? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich kann mich erin-
nern, dass die Kollegen das tatsächlich mit der 
BaFin nachgehalten haben. Sie haben gefragt, 
was ist aus dem Gespräch mit Singapur gewor-
den. Und soweit ich weiß, hat die BaFin zurück-
gemeldet, dass es wohl keinerlei Hinweise auf 
Bezüge zur Wirecard Bank gibt.  

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Das heißt, Ihre 
Kenntnislage ist, dass das auch weiterhin ein 
nicht stichhaltiger Hinweis damals war? 
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Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Zumindest hat sich der 
Vorwurf nicht gegen die Wirecard Bank ergeben. 

Fabio De Masi (DIE LINKE.): So rum meinen Sie. 
Wieder nicht im Rahmen der entsprechenden Zu-
ständigkeit. Sie sagen, „nicht gegen die Wirecard 
Bank, sondern irgendein anderes Unternehmen“. 
Was meinen Sie jetzt mit dieser Bemerkung? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich meinte tatsächlich, 
dass die BaFin gemeldet hat, das sich aus dem 
Gespräch mit Singapur ergeben hat, dass es kei-
nen Bezug dieser Vorwürfe zu dem bei ihr unter 
Aufsicht stehenden Institut gibt, nämlich der 
Wirecard Bank. 

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Okay. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Später aber, meine ich, 
im Aktenstudium gesehen zu haben, dass sich 
natürlich die Vorwürfe erhärtet haben gegen ei-
nen Mitarbeiter in Singapur, der wohl tatsächlich 
auch etwas gefälscht hat. Ich glaube, dann gab es 
auch noch Korrekturen in der Bilanz, in Höhe 
von 1,2 Millionen. Aber das war dann - -  

Fabio De Masi (DIE LINKE.): - - nicht unmittelbar 
mit der Bank, sondern mit der AG verbunden. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Genau. 

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Okay. Aber wenn 
die BaFin so einen Hinweis bekäme und - sagen 
wir, sie ist jetzt nicht zuständig, weil dann dieses 
Behördentennis mit dem Regierungsbezirk Nie-
derbayern stattfindet -, aber nehmen wir jetzt mal 
an, sie bekommt da auch Kenntnis von irgend-
welchen strafrechtlich relevanten Dingen, dann 
müsste sie das an irgendeine Behörde weiterlei-
ten. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Wenn die BaFin 
Kenntnis von Straftaten bekommt, dann wird sie 
das an die Staatsanwaltschaft weitergeben oder 

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Ist das hier in die-
sem Fall geschehen, nach Ihrer Kenntnis? Weil 
die Antwort war ja „hat keinen Bezug jetzt zu uns 
als BaFin“. Aber dann müssen Sie doch irgendet-
was damit machen, oder? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Soweit ich weiß, hat 
die BaFin hier keine Erkenntnisse bekommen 
durch das Gespräch mit Singapur, die über das 
hinausging, was in der Presse stand.  

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Okay; das heißt, 
diese Hinweise wurden dann nicht weitergelei-
tet. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ja, es waren ja auch 
Straftaten in Singapur.  

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Okay. Das ist ein be-
rechtigter Einwand. Das heißt, darüber hat man 
sich dann mit den Behörden in Singapur aus-
schließlich ausgetauscht. Alles klar. Dann haben 
wir das geklärt. 

Dann kommen wir zu  - - Jetzt ist die Zeit schon 
wieder vorbei. Jetzt muss ich schon wieder ge-
fühlte zwei Stunden warten bis ich wieder dran 
bin. Gut, MAT A BMF-24.69, Blatt 29, ich ver-
suchs mal: Da schreibt ein mobile.scholz, das ist 
der Minister: 

Fehlt uns nicht was in Sachen 
Geldwäsche; im Hinblick auf die 
Regierung von Niederbayern 
scheint mir das angebracht. 

Das war der Minister höchstpersönlich, der diese 
Frage gestellt hat. Und, wenn ich das richtige 
sehe, antworten Sie in diesem Verlauf an Herrn 
Kukies: 

Im Kern geht es bei Wirecard um 
Luftbuchung und damit Bilanzbe-
trug - nicht um Geldwäsche, auch 
wenn das in der Presse immer 
wieder vermengt wird. M. hat das 
mE im Interview am Wochenende 
gut erklärt. 

M. ist der Minister. Also, natürlich ist Geldwä-
sche immer Mittel zu dem Zweck, Geld in den 
Wirtschaftskreislauf zu pumpen, das aus Strafta-
ten stammt, oder um - - Geldwäsche kann hier 
Mittel zum Zweck sein, um den Bilanzbetrug zu 
kaschieren. Das ist schon klar, aber diese Formu-
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lierung klingt für mich so, als hätten Sie Geldwä-
sche im Zusammenhang mit der Wirecard für 
nicht relevant gehalten.  

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Hier müsste ich jetzt 
etwas länger antworten. Ich weiß nicht, wie das 
mit der Zeit geht.  

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Ich darf Sie nichts 
mehr fragen, das ist gut für Sie.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Aber Sie dürfen 
antworten. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich habe es vorsichtig 
formuliert. Ich habe gesagt, zu diesem Zeitpunkt 
damals, dass es im Kern um einen Bilanzbetrug 
geht. Übrigens ist ein Bilanzbetrug nach § 331 
HGB keine taugliche Vortat für die Geldwäsche. 
Auch ein Kreditbetrug ist keine taugliche Vortat 
für die Geldwäsche. Ich habe aber auch nicht 
ausgeschlossen und sehe dafür auch Hinweise, 
dass es möglicherweise Geldwäsche in Asien gab, 
wofür dann aber auch die Kollegen in Asien zu-
ständig sind. Und wir haben natürlich eine ganz 
andere Facette von Wirecard, nämlich den Kun-
denstamm von der Wirecard Bank - auch da gab 
es möglicherweise Geldwäsche. Im Kern hat uns 
doch alle in dieser Zeit bewegt, dass diese 1,9 
Milliarden verschwunden sind. Und wenn Geld 
plötzlich fingiert wird, dann ist das erstmal selbst 
noch keine Geldwäsche. Das heißt, ich sah in 
dem Moment noch nicht, wo ist die Transaktion, 
die Geldwäsche sein soll, in Deutschland. Dass 
das genutzt wurde in Asien, um über Roundtrip-
ping die Bilanz aufzublähen, da fehlte mir in 
dem Moment noch der Punkt, wo jetzt hier die 
Transaktionen sind, mit denen dann Geld gewa-
schen werden soll. Es sah erstmal so aus, als 
wollte man das Unternehmen erfolgreich darstel-
len. Aber nochmal, ich habe vorsichtig formuliert 
und habe gesagt, „im Kern sehe ich im Moment 
noch keine Geldwäsche“. Ich bin heute vorsichti-
ger. Ich würde heute vorsichtig sein und nicht 
die Hand dafür ins Feuer legen, dass wir am 
Ende in Deutschland Geldwäscheverurteilungen 
sehen. Ich würde es aber auch nicht ausschlie-
ßen. Das ist das eine, das andere - -  

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Das war im Juli 
2020 - nur als Hinweis. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ja, genau. Was ich 
nach wie vor glaube ist, dass es kein Skandal ist, 
der mit den Instrumenten der Geldwäscheauf-
sicht hätte aufgedeckt werden können, weil das 
Geldwäschegesetz das Ziel hat, das Unternehmen 
zu schützen vor Missbrauch durch Dritte. Kön-
nen Sie so in der Begründung des GWG nachle-
sen. Da haben wir die Instrumente der Corporate 
Governance, der internen Kontrollsysteme, der 
Zuverlässigkeitsprüfungen, der Zulässigkeit bei 
der Lizenzerteilung, da haben Sie den Aufsichts-
rat - - Das sind die Instrumente in unserem Sys-
tem, um Straftaten wie eine Bilanzfälschung, in 
Deutschland, im Unternehmen zu erkennen, 
nicht die Geldwäscheprävention und nicht die 
Geldwäscheaufsicht. Das ist eine Systemaufsicht 
sicherzustellen, dass das Unternehmen von Drit-
ten nicht missbraucht wird. Und ich sah damals 
nicht diesen Missbrauch durch Dritte, sondern 
ich sah einen Unternehmer, der möglicherweise 
in seinem Unternehmen Straftaten begangen hat.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Vielen Dank. Dann 
habe ich Lisa Paus für Bündnis 90/Die Grünen. 
Bitte schön. 

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Gut, 
dann mache ich nochmal einen Schritt weiter. 
Wenn das ein Unternehmer in seinem Unterneh-
men ist, mit Geldwäschetatbeständen, dann un-
terfällt das doch der deutschen Geldwäschever-
folgung, oder nicht? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Strafrechtlich ja. 

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Genau. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Strafrechtlich ja, aber 
nicht der Geldwäsche*. Das Geldwäschegesetz 
bietet kein Instrument, um das aufzudecken. Das 
bieten bei uns die Regeln zum internen Kontroll-
system. 

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Ich frage 
das deswegen, weil Herr De Masi was aus dem 
Juli vorgetragen hat. Im August letzten Jahres hat 
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es nochmal eine Videokonferenz mit den Behör-
den von Singapur gegeben.  

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Im Juli, glaube ich, 
nicht August.  

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Hier 
steht 4. August 2020. D,as ist das was mir hier 
vorliegt; das ist MAT A BMI-9.04 Blatt 346, Ver-
fasser ist Robert Reichling. 4. August 2020 von 
11:00 Uhr bis 11:40 Uhr. Da haben Sie auch teil-
genommen und da wurden Sie jetzt nicht zitiert, 
sondern Frau Kallenbach hat da noch einmal vor-
getragen, im August, dass es in erster Linie kein 
Fall von Geldwäsche ist, sondern vorrangig von 
Bilanzbetrug sei. Deutschland versuche nun, die 
aufgedeckten Schwachstellen zum Bilanzbetrug 
zu analysieren und zu verbessern. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich habe daran nicht 
teilgenommen. 

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Sie ha-
ben daran nicht teilgenommen? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Da steht vielleicht UAL 
VII a, aber das ist dann Frau Kallenbach. 

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Ah, okay, 
Entshculdigung. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Das ist meine Doppel-
spitze. 

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Stimmt, 
Sie sind hier zwar angemarkert, aber es stimmt, 
Sie richteten Grüße aus. Sie haben daran nicht 
teilgenommen. Ja, genau. Jedenfalls klingt das so, 
als wenn auch zu diesem Zeitpunkt im August 
2020 die Auffassung Ihres Hauses war, dass das 
Geldwäschethema kein relevantes Thema im Zu-
sammenhang mit der Aufklärung des Wire-
cardskandals ist.  

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Wie gesagt, ich habe 
nicht teilgenommen. Ich habe diese Aussage im 
August, in dieser Videokonferenz, nicht getätigt. 
Aber was die Kollegin meint ist, dass es im Kern 
in Deutschland im Moment nicht um Geldwä-
sche geht, sondern um Bilanzbetrug, Kreditbetrug 

und vielleicht auch gewerbsmäßiger Bandenbe-
trug. 

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Da wollte 
ich nochmal fragen, ob das heute auch noch Ihre 
Auffassung ist? Wir hatten jetzt schon verschie-
dene Stichworte. Wir wissen jetzt auch insgesamt 
mehr über den ganzen Sachverhalt. Wir hatten 
auch nochmal das Thema „virtuelle IBAN“. Sind 
Sie heute auch noch der Auffassung, dass es sich 
beim Thema Wirecard nicht um einen Geldwä-
scheskandal handelt?  

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Genau. Das ist natür-
lich jetzt außerhalb des Untersuchungszeitraums, 
aber ich hatte gerade gesagt, ich bin vorsichtiger 
geworden. 

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Ja, vor-
sichtig? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich schließe nicht aus, 
dass wir auch in Deutschland Geldwäschetrans-
aktionen finden werden. 

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Jetzt hat-
ten Sie sich im Zusammenhang mit Bayern noch-
mal stark dafür gemacht, dass Geldwäscheprä-
vention ein wichtiges Thema ist, und dass die 
Frage der personellen Ressourcen dabei auch 
eine Frage der politischen Prioritäten ist. Wie 
schätzen Sie denn die Geldwäscheressourcen 
und die personellen Ressourcen bei der BaFin im 
Bereich Geldwäsche ein? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ja, das ist ein guter 
Punkt. Deshalb habe ich mich sehr früh, nach-
dem ich die Unterabteilung übernommen habe, 
darum gekümmert, dass die Kollegen gestärkt 
werden. Die waren nämlich bis dahin völlig ab-
hängig von den Wirtschaftsprüfern. Sie haben 
sich nur auf die Wirtschaftsprüfer verlassen; Sie 
haben keine eigenen Vorortprüfungen gemacht. 
Und deshalb haben wir dann bei der BaFin die 
personellen Ressourcen aufgestockt, wir haben 
Referate ausgebaut, so dass die BaFin heute auch 
eigene Vorortprüfungen vornehmen kann, wie 
zum Beispiel bei der Wirecard 2019.  
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Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Die per-
sonelle Ausstattung 2019/2020 im Bereich des 
Geldwäschereferates bei der BaFin -können Sie 
auch rückblickend sagen - war ausreichend. Wir 
hatten jetzt das Thema mit der E-Mail und dass 
sie über drei Monate nicht beantwortet worden 
ist. Und da sagen Sie jetzt: Das war jetzt kein 
Problem der personellen Ressourcen.  

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Das ist kein systemi-
sches Problem mit der E-Mail. Ich glaube auch, 
dass das jetzt nichts mit personellen Ressourcen 
zu tun hat. Aber ich denke, dass die BaFin in den 
nächsten Jahren auch noch mehr Personal bei der 
Geldwäscheaufsicht braucht.  

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Jetzt hat-
ten Sie auch darauf hingewiesen, dass Sie mit der 
Abteilung VII nicht für die FIU zuständig sind, 
aber die Fachaufsicht für die Geldwäsche haben, 
und wir hatten vorher auch schon das Thema mit 
den unterschiedlichen Zuständigkeitsbereichen. 
Wenn ich es richtig Ihrer Vita entnommen habe, 
dann waren Sie doch auch beteiligt an der In-
tegration, also an der Neuschaffung der FIU und 
an dem Transport vom BMI in die Zuständigkeit 
des Bundesfinanzministeriums. Können Sie da 
nochmal erläutern, warum das jetzt so gemacht 
worden ist, und warum es auch im Ministerium 
keine Verzahnung dieser verschiedenen Bereiche 
gibt und ob Sie es heute noch für sinnvoll halten? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Die politische Ent-
scheidung war schon gefällt, dass die FIU umge-
hängt werden sollte, von der Polizei zum Zoll, als 
ich die Unterabteilung übernahm. An dieser poli-
tischen Entscheidungsfindung und -bildung war 
ich nicht beteiligt, aber ich war dann Mitglied im 
Lenkungsausschuss, der sich um die organisatori-
sche Aufstellung der neuen FIU kümmern sollte. 
Und das war auch unter Federführung unserer 
Abteilung III, der Zollabteilung, weil es natürlich 
eine Zollbehörde werden sollte. Ich war dabei, 
weil ich eben für die Gesetzgebung zuständig bin 
in der Abteilung VII, auch was die FIU anbelangt 
und wir in der Zeit auch an der Umsetzung der 
4. Geldwäscherichtlinien arbeiteten und gleich-
zeitig schauen mussten, dass wir das gesetzgebe-
risch umsetzen. Das musste auch gesetzgeberi-
schen Niederhall finden, dass wir die FIU von 

der Polizei auf den Zoll umsetzen. Da mussten 
Informationsrechte geschaffen werden und so 
weiter. Das war meine Aufgabe, das gesetzgebe-
risch zu flankieren.  

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Das habe 
ich verstanden. Aber mein Punkt war, dass im 
BMF zwischen der Geldwäschefachaufsicht bei 
der BaFin und der Geldwäschefachaufsicht bei 
der FIU, dass das zwei unterschiedliche Abtei-
lungen sind. Ansonsten haben wir auch festge-
stellt, dass die Kommunikation zwischen der 
BaFin und der FIU jetzt nicht ausgeprägt war und 
auch die gesetzlichen Grundlagen dafür nicht be-
sonders ausgeprägt sind.  

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Jetzt haben Sie zu 
schnell gesprochen. Das habe ich jetzt nicht ver-
standen. 

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Die ge-
setzlichen Grundlagen für den Austausch zwi-
schen BaFin und FIU, was Geldwäschefragen an-
geht. Deswegen gibt es ja auch leichte Änderun-
gen. Haben wir immer wieder thematisiert, dass 
der Austausch zwischen FIU und BaFin nicht gut 
ist. Und deswegen wurde jetzt auch diese 
Taskforce, diese Arbeitsgruppe, eingerichtet. Das 
gab es vorher nicht. Deswegen wollte ich das 
nochmal fragen. Sie haben damals diesen Prozess 
begleitet. Warum wurde das Thema FIU und 
BaFin beim Thema Geldwäsche nicht mitbe-
dacht. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich wüsste jetzt nicht, 
dass wir eine gesetzliche Grundlage brauchen für 
diesen Austausch. Es hat natürlich auch schon 
vorher Zusammenarbeit gegeben zwischen FIU 
und BaFin - und jetzt hat man für die Wirecard-
Aufarbeitung diese Taskforce  gegründet. Natür-
lich arbeiten die Kollegen eng zusammen. Wir 
sprechen quasi täglich mit der Abteilung III, und 
da gibt es natürlich einen großen Austausch. Die 
einen sind für die BaFin zuständig, die anderen 
für die FIU zuständig, aber ich wüsste nicht, dass 
wir jetzt gesetzgeberisch tätig werden müssen. 

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Wir dis-
kutieren im Zusammenhang mit dem FISG Ände-
rung bei der BaFin. Mir ging es jetzt nochmal um 
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den Austausch. Sie sehen keine Defizite in der 
Kommunikation zwischen BaFin und FIU im Zu-
sammenhang mit Wirecard in den letzten Jahren? 
Und sehen da auch keinen Änderungsbedarf? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Die FIU ist 2017 an 
den Start gegangen und dann musste das erstmal 
ins Laufen kommen. Aber jetzt arbeiten BaFin 
und FIU sehr gut zusammen und ich glaube, sie 
haben auch im Bereich Wirecard sehr gut zusam-
mengearbeitet. Sie sehen ja, dass die FIU Anfang 
2019 auch eine ganz wichtige Verdachtsmeldung 
mit der BaFin geteilt hat. Es gibt hier einen Aus-
tausch, der funktioniert. 

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Aus der 
ja nichts gefolgt ist. Meine Zeit ist rum. Nächste 
Runde. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Vielen Dank. Wie 
wir es immer halten mit unseren Zeugen, und Sie 
sind auch gleichzeitig personell genommen Ihr 
eigener Rechtsbeistand, ist jetzt die Frage, ob Sie 
eine kleine Erfrischungspause wünschen und 
sich vielleicht auch noch - ich habe eben hinge-
wiesen - noch mit der einen oder anderen Klei-
nigkeit eindecken wollen bei Dussmann, falls es 
länger dauert. Deswegen würde ich jetzt fragen, 
ob Sie eine kurze Pause möchten.  

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich habe mir Schoko-
lade mitgebracht und brauche jetzt von Duss-
mann nichts. Meinetwegen können wir jetzt 
gerne weitermachen, wenn Sie mir erlauben, dass 
ich dabei einmal in meine Schokolade reinbeiße. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Sie können auch 
zweimal in die Schokolade reinbeißen. Da haben 
Sie von mir jetzt schon Absolution. MachenSsie 
das. Am Dussmann-Stand gibt es noch Kaffee. 
Ansonsten können wir Ihnen Wasser, Cola oder 
so etwas zur Verfügung stellen, aber mit Kaffee 
können wir nicht dienen.  

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich trinke keinen Kaf-
fee und Wasser habe ich genug.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Wunderbar. Dann 
beißen Sie jetzt erstmal herzhaft in die Schoko-
lade. Und dann läuft sich Matthias Hauer schon 
einmal warm.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Herr Vorsitzender, 
Herr Dr. Pleyer. Ich habe nur eine Frage, die sich 
gerade noch ergeben hat. Sie brauchen also nicht 
die Uhr einzuschalten, das wird eine schnelle 
Angelegenheit. Wäre jetzt natürlich auch ein 
Trick, das jetzt so zu sagen. 

Ich möchte nochmal eine Frage zum Referatslei-
ter Lang von der BaFin stellen, der die Zuständig-
keit für die geldwäsche aufsicht - - der damit be-
fasst war. Da möchte ich nochmal anknüpfen an 
das, was Frau Kollegin Paus gerade auch gesagt 
hat. Sie hatten vorhin gesagt, „die Länder müssen 
mehr Personal in die Hand nehmen“. Dann habe 
ich den Herrn Lang gefragt, „wieso ist denn bei 
Ihnen diese Mail so lange liegen geblieben, drei 
Monate“. Und dann hat er gesagt, dass er es nicht 
mehr so genau weiß. Dann habe ich ihn daran er-
innert, dass es einen Sprechzettel gab, den er ver-
fasst hat, und da hat er damals geschrieben, in 
diesem Sprechzettel, und hat dann „die seit lan-
gem angespannte Personalsituation“ - Zitat - in 
seinem Referat sowie Corona als Gründe der sehr 
späten Beantwortung dargelegt. Ich wollte nur 
nochmal auf diesen erstaunlichen Punkt hinwei-
sen, da Sie mit dem Finger auf die Länder zeigen, 
gleichzeitig aber selbst bei der BaFin entspre-
chend die Personalsituation angespannt ist. Ist 
das nicht ein bisschen widersprüchlich? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Sie hatten jetzt gerade 
Personalsituation und Corona in einem Zug ge-
nannt, deshalb kann ich mir vorstellen, dass es 
vielleicht mit Corona zu tun hatte. Ich kann nur 
sagen - das hatte ich auch vorhin schon mal er-
wähnt -, in meiner Zeit habe ich mich darum ge-
kümmert, dass die BaFin mehr Personal be-
kommt. Sie hat jetzt einen Personalaufwuchs be-
kommen. Früher waren es in der Geldwäscheauf-
sicht 70 Kollegen, jetzt sind es über 100 Kollegen. 
Und ich bin jetzt auch wieder im Gespräch mit 
den Kollegen im Haus, die für den BaFin-Haus-
halt zuständig sind und mit den zuständigen Exe-
kutivdirektoren, dass wir hier auch weiter nach-
legen müssen. 
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Matthias Hauer (CDU/CSU): Es war nicht meine 
Wortwahl, sondern ich habe das wiedergegeben, 
was Herr Lang, der Referatsleiter, bei der BaFin 
angegeben hat - und er hat beides dort rein ge-
schrieben. Mit einem „und“ verbunden. Das 
heißt, es ist sowohl - Zitat - „die seit langem an-
gespannte Personalsituation“ - Zitat Ende - und 
Corona. Alle waren von Corona betroffen, auch 
gerade in Bayern, das war natürlich noch eine be-
sonders verschärfte Situation, muss man auch se-
hen. Es gab aber eben auch diese problematische 
Personalsituation in dem BaFin-Referat. Darauf 
wollte ich noch hinweisen. Und das war es für 
diese Runde, danke, ich habe keine Fragen mehr. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ich hätte jetzt auch 
fast keine Frage mehr gehabt, aber ich hatte Sie 
vorhin schon auf professionelles Regierungshan-
deln hingewiesen. Sie haben jetzt gesagt, „gab es 
nicht“. Ich habe doch den Eindruck, es gibt eine 
Sprachregelung im Hause des Bundesfinanzmi-
nisteriums. Ich gehe jetzt auf das andere Doku-
ment ein, mit dem ich schon eine Kollegin von 
Ihnen, vor etwas längerer Zeit, konfrontiert habe. 
Und zwar ging das aus von Thora Funken: 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
anbei nun der bereits angekün-
digte Erlass… 

und dann geht es weiter 

Leitungsbüro GZD 

Betreff: Sondersitzung des BT-FA 
am 31. August 2020; hier: Bitte 
um Teilnahme an TK sowie Vor-
bereitung 

dick unterstrichen 

In Vorbereitung auf die Sondersit-
zung des BT-FA am 31. August 
2020 möchte PStin R… 

ich schätze Frau Ryglewski 

…eine Telefonkonferenz mit den 
Ausschussmitgliedern der Koaliti-
onsfraktionen durchführen. Diese 
soll am 28. August 2020, 
09:30 Uhr stattfinden. Neben 

PStin R werden auch Staatssekre-
täre Bösinger und Kukies teilneh-
men. Schwerpunktmäßig soll es 
um die Rolle der FIU im Zusam-
menhang mit den Wirecard-Vor-
gängen gehen. Ich bitte darum, die 
Teilnahme von AD Schulte… 

das ist der Leiter der FIU 

…an der TelKo sicherzustellen. 

Zusätzlich… 

habe ich hier mit Ausrufezeichen versehen 

…bitte ich um die Erstellung eines 
Dossiers zur Rolle der FIU bei 
Wirecard, das zugleich Vorberei-
tungsunterlage für PStin R/ALin 
III für die nächste BT-FA Sonder-
sitzung sein soll, als auch der Un-
terrichtung des Ministers dienen 
soll. … 

Der Minister war also dann wohl unterrichtet.  

… Als zentraler Stichtag für die 
Beschreibung der Tätigkeit der 
FIU soll darin der 22. Juni 2020 
zugrunde gelegt und danach diffe-
renziert werden, welche Veranlas-
sung (Abgaben an Strafverfol-
gungsbehörden, andere Behörden, 

ausländische FIUs) zu welchen 
Verdachtsmeldungen bzw. Vor-
gängen der FIU VOR diesem 
Stichtag auf der Grundlage ihrer 
Kenntnisse zum Zeitpunkt der ini-
tialen Analyse getroffen hat und 
welche Veranlassung (erneute Be-
wertung, Abgabe) sie erst auf 
Grundlage der Erkenntnisse 
NACH diesem Stichtag getroffen 
hat. 

In diesem Dossier… 

und das ist jetzt das, was mich so ein bisschen 
sauer aufstoßen lässt 

…bitte ich darum, Kernbotschaf-
ten insbesondere zu folgenden 
Punkten voranzustellen (nicht im 
Sinne einer verbindlichen Formu-
lierung, nur sinngemäß)… 
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Ich hatte dann sogar Herrn Schulte damit kon-
frontiert, dass er ein guter Schauspieler werden 
könnte, weil er hat fast wörtlich aus den Kernbot-
schaften rezitiert. Da heißt es dann 

… - FIU ist ihrem Kernauftrag zum 
Zeitpunkt der initialen Analyse 
der VM umfassend nachgekom-
men. 

- Intensive nochmalige Analyse 
mit dem Ziel der Anreichung der 
VM (Stichwort: „neue Relevanz“) 
hat die FIU nach Bekanntwerden 
der Vorwürfe sofort veranlasst 
und dabei folgende Gesichts-
punkte einbezogen (…) 

-  Bei der Zusammenführung von 
Informationen und dem Erkennen 
von Querverbindungen ist der In-
formationspool der FIU von ent-
scheidender Bedeutung. … 

Jetzt kommt das Entscheidende - das haben Sie 
jetzt eben gesagt und auch Herr Schulte hat es am 
31. August gesagt: 

… - Zusammenarbeit mit der 
BaFin war vor Bekanntwerden der 
Vorwürfe gut und bestand in re-
gelmäßigen Austauschen; nach 
Bekanntwerden der Vorwürfe 
wurde Zusammenarbeit intensi-
viert und Taskforce gegründet 
(idealerweise hier bereits erste Ar-
beitsergebnisse der Taskforce). 

Der Herr Schulte hat das „professionelles Regie-
rungshandeln“ genannt. Wie würden Sie das jetzt 
juristisch nennen?  

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich verstehe jetzt Ihre 
Frage nicht genau. Auf was beziehen Sie - - Ha-
ben Sie mich jetzt eigentlich gerade zitiert? 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Das Parlament als 
Legislative und Kontrollgewalt - - Wir entschei-
den - das war allen klar an diesen beiden Tagen – 
darüber, soll es einen Untersuchungsausschuss 
geben. Und es gibt ein Briefing, in dem „Kernbot-
schaften“ nahe gelegt werden - wir haben heute 
über Analysen gesprochen - bar jeder Analyse. Es 

wird eine Datum festgelegt, bis dahin ist der 
Sprech und ab da jener Sprech. Verstehen Sie 
meine Bedenken nicht? Ich möchte ehrliche In-
formationen haben. Und ich möchte keine 
Sprachregelung, wo wir manchmal schon bei ei-
nigen Zeugen den Eindruck hatten - und die 
dann manchmal erstmal etwas lockerer machen 
mussten, durch intensives Zureden - -  Ob das 
dann gänzlich gelungen ist, weiß ich nicht. Aber 
ich muss sagen, als Parlamentarier, der sich dann 
in einer Sondersitzung des Finanzausschusses 
befindet - - 

Zu dieser Konferenz: Ich weiß auch, damals kam 
das nicht gut an, das ist mir jetzt aber auch an der 
Stelle so ziemlich egal. Aber wenn dann auch 
noch die Ausschussmitglieder der Koa mit hinzu-
gezogen werden - - Dann gibt es eine offizielle 
Sprachregelung. Wie Herr Schulte - ich habe das 
gesagt -, der das wunderbar einhält, zu jeder 
Frage. Wir stellen ja nicht Fragen, damit wir eine 
Sprachregelung bekommen, die vielleicht bar je-
der tatsächlichen Lebenswirklichkeit ist, sondern 
damit wir uns ein ehrliches Bild machen können. 
Und deswegen frage ich Sie. Sie haben das auch 
eben betont und dann haben Sie auch eben die-
sen Sprech verwendet. Da bin ich dann doch et-
was allergisch geworden. Das kann aber nicht Ihr 
Ernst sein dann, dass Sie sagen, „okay, das ist 
normal“. Oder was meine ich jetzt damit als Par-
lamentarier und vielleicht auch als jemand, der 
diesen ganzen Sachverhalt jetzt ausleuchten soll. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Haben Sie jetzt eigent-
lich irgendein Bezug zu mir gehabt, in diesem Zi-
tat. Bin ich da - - Komme ich da vor? 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ich hatte Sie vor-
hin gefragt, ob Sie an der Vorbereitung - weil Sie 
da in Kenntnis gesetzt waren - beteiligt sind oder 
beteiligt waren. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich kann mich nicht 
mehr erinnern, dass ich an der Sitzung teilge-
nommen habe,  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Nein, das habe ich 
nicht gesagt, sondern Vorbereitung. 
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Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ob ich an der Vorberei-
tung - - Wenn mein Referat betroffen war, kann 
ich mir vorstellen, dass ich dabei war. Aber das 
kann ich jetzt nicht positiv bestätigen, aber es ist 
sehr wahrscheinlich. Ich kann jetzt deshalb nur 
spekulieren, was der Autor - - Wer war das jetzt, 
der das geschrieben hat? Die Frau Thora Funken? 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Nein, das ging aus 
- - und war tatsächlich der Wunsch - - und die 
Mail ist dann über Frau Ryglewski gekommen 
und ist dann entsprechend in dem üblichen 
Rundverteiler verschickt worden. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Sie stellen das jetzt so 
manipulativ dar. Ich halte das für einen norma-
len Koordinationsvorgang innerhalb eines Minis-
teriums. Hier wollten sich die Staatssekretäre zu-
nächst mal informieren. Das waren ja schnelle 
Zeiten. Man wollte wissen, was ist genau passiert 
und man brauchte die Information. Jetzt haben 
Sie zwei oder drei Staatssekretäre genannt, die 
jetzt hier miteinander sprechen, die dann diese 
Tatsachen auswerten müssen und dann überle-
gen müssen, was folgt denn daraus eigentlich. 
Das ist eine Koordination der drei Staatssekretäre 
mit ihren unterschiedlichen Zuständigkeitsberei-
chen.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Wenn ich Sie aber 
frage, wie war denn der Sachverhalt und wie ha-
ben Sie die Kooperation - - Das war nicht unser 
Eindruck. Wir hatten die FIU auch schon in den 
letzten vier Jahren sehr oft im Finanzausschuss. 
Wir haben die FIU auch in Köln besucht. Ich 
frage entsprechend, um Informationsbedürfnis ei-
nes Bundestagsabgeordneten entsprechend zu er-
langen - und ich bekomme eine „Sprachrege-
lung“. Das nenne ich nicht Koordination. Noch-
mals: Hier wird ja genau vorgegeben, was ent-
sprechen soll und was sein soll, aus den letzten 
drei Jahren. Wenn Herr Schulte - - Ich will über-
haupt gar nicht seine Qualifikation oder sonstiges 
oder von anderen etwas in Abrede stellen. Dass 
die Schwierigkeiten im Personal haben, das rich-
tige Personal zu finden, steigende Zahlen haben, 
das haben wir alles wahrgenommen. Aber wenn 
man dann eine Sprachregelung trifft, die für mich 
bar jeder Logik ist, und dann noch die Kollegen 
der Koa mit hinein nimmt - - Können Sie nicht 

verstehen, dass ich sage, „okay, ob ich dann ob-
jektiv informiert werde?“. Ich habe es eben ge-
sagt: Herr Schulte hat es hier, nachzulesen im 
Dossier, „professionelles Regierungshandeln“ ge-
nannt - und das finde ich alles andere als profes-
sionelles Regierungshandeln. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich verstehe, dass Sie 
sich an dem Wort „Sprachregelung“ stören. Aber 
ich glaube, in der Sache ist es nichts anderes als 
eine gemeinsame Koordination, das gemeinsame 
Aufarbeiten eines Sachverhalts und das Kommen 
zu gemeinsamen Erkenntnissen, Schlüssen und 
Bewertungen.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Gut. Meine Zeit ist 
rum. Ich wollte es nur noch einmal eingebracht 
haben, aber akzeptiere es, wenn Sie es so völlig 
aus Ihrer Sicht der Dinge darstellen. Dann wäre 
ich jetzt durch. Dann gucke ich nochmal zur SPD 
rüber.  

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Aus Zeiteffizienz-
gründen haben wir keine weiteren Fragen. Danke 
schön. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Danke, Dr. Zim-
mermann. Dann schaue ich zu den Kollegen der 
FDP. Bitte schön, Herr Dr. Toncar! 

Dr. Florian Toncar (FDP): Haben im Ministerium 
jemals Warnhinweise von Marktteilnehmerinnen 
und Marktteilnehmer, wie Fahmi Quadir, 
Matthew Earl oder andere eine Rolle gespielt? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Können Sie die Namen 
nochmal nennen? 

Dr. Florian Toncar (FDP): Fahmi Quadir und 
Matthew Earl, nenne ich mal als Beispiele.  

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Nicht, dass mir das be-
kannt ist. Nicht in meinem Bereich. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Sie sind nicht berich-
tet worden? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich habe es in der 
Presse gelesen. Ich glaube ich weiß, wer die 
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Leute sind. Aber Sie haben gefragt, ob wir Warn-
hinweise bekommen haben. Das ist mir nicht be-
kannt. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Beide haben sich 
schon im Vorfeld der Insolvenz, zum Teil deut-
lich vorher, an die BaFin gewendet. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Aber nicht an das 
BMF. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Hat es Ihren Machtbe-
reich erreicht?  

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Wir haben allein in 
diesem Jahr schon über 700 Hinweisen von Hin-
weisgebern bekommen. Das kann nicht alles das 
BMF erreichen. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Ja, die sind schon ein 
bisschen prominenter gewesen und auch wahrge-
nommen worden, Nichtsdestotrotz folgenlos ge-
blieben. Ich bin fertig mit meiner Befragung, Herr 
Vorsitzender. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Alles klar. Danke, 
Herr Dr. Toncar! Dann gucke ich zu Fabio De 
Masi.  

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Herr Dr. Pleyer, 
Zahlungsabwicklung für Online-Glücksspiel, ist 
jetzt nicht originärer Bereich des Bundes. Und 
die Aufsicht in dem Bereich - ich sage mal, In-
nenministerium Niedersachsen - wird von den 
Ländern geregelt. Ist das dennoch ab und zu ein 
Thema im Finanzministerium? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ja. 

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Sind Sie im Zusam-
menhang mit diesem Themenbereich in irgendei-
ner Art und Weise - -  Erinnern Sie sich an Zu-
sammenhänge, die auch die Wirecard betrafen - 
in Ihrer Amtsdienstzeit? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Nein. 

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Fanden aus dem 
Umfeld von Wirecard Lobbybegegnungen mit 

dem BMF in diesem Bereich statt, von denen Sie 
Kenntnis erlangt haben? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Lobby? Von wem? 

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Aus dem Umfeld 
von Wirecard. Oder sei es von Leuten, die jetzt 
für Wirecard aktiv wurden, wie Herr von Beust o-
der Harry Peter Carstensen oder so. 

Zeuge Dr. Pleyer. Nicht mir gegenüber. Und für 
andere Kollegen kann ich jetzt nicht sprechen, 
aber da habe ich auch jedenfalls nichts mitbe-
kommen.  

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Sie haben gesagt, 
„das ist auch durchaus Thema im BMF gewe-
sen“. Gab es da irgendwie Meinungsbildungspro-
zesse? Es ist immer so eine Frage gewesen - ei-
gentlich ist Online-Glücksspiel außerhalb von 
Schleswig-Holstein nicht legal in Deutschland. 
Da gab es immer diese Rechtsfrage, was macht 
man, wenn der Anbieter auf Malta sitzt, auch im 
Rahmen von europäischer Nichtdiskriminierung. 
Aber es gab auch sehr deutliche Urteile, die die 
Zahlungsabwicklung für Online-Glücksspiel be-
reits als problematisch eingestuft haben. Ich 
wickle Zahlungen ab für eine Tätigkeit, die ei-
gentlich untersagt ist. Gab es hier einen Mei-
nungsbildungsprozess im BMF, wie man das be-
wertet? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Wenn ich gewusst 
hätte, dass Sie mich darauf ansprechen, hätte ich 
nochmal vorher in die Akten geguckt. Wir haben 
uns in der Vergangenheit damit hin und wieder 
auseinandergesetzt und uns gefragt, ob die BaFin 
hier eine stärkere Rolle spielen müsste. Aber ich 
kann Ihnen jetzt nicht mehr genau sagen, was. 

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Aber die Tendenz 
im BMF war nicht, dass die BaFin eine strengere 
Rolle spielen müsste bei diesen Themen? Können 
Sie eine Tendenz benennen in diesem Meinungs-
bildungsprozess? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich glaube, wir hatten 
schon die BaFin gebeten, sich hier mit Nieder-
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sachsen stärker auszutauschen. Das ist jetzt wirk-
lich sehr schwer erinnerlich, aber ich glaube, das 
ist die Tendenz. 

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Ich würde gerne 
nochmal eine Frage aufwerfen. Der Name „Herr 
Bellenhaus“ - sagt er Ihnen was? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: In den vielen Akten 
die ich gelesen habe, kam der Name vor, aber hel-
fen Sie mir. 

*Der war auch in diesem Wirecard-Gespann und 
hat auch eine bestimmte Rolle in Dubai und an 
anderen Orten gespielt. Ich frage nur, weil das 
ganz interessant ist. Er war mal der Geldwäsche-
sachverständiger hier, im Bundestag, von einer 
Fraktion - oder der Sachverständige des komplet-
ten Hauses. Deswegen wollte ich nur wissen, ob 
er vielleicht beim BMF auch mal als Sachverstän-
diger hinzugezogen wurde. 

(Zeuge macht Gestik, die 
aufgrund der Bandaufna-
hem nicht wiedergegeben 

werden kann.) 

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Gut. Dann habe ich 
noch eine Frage, die betrifft EMIF 1A. Ist Ihnen 
das ein Begriff? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Das ist dieser Fond aus 
Mauritius. 

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Genau. Es muss da 
auch eine Art Austausch zu dem Sachverhalt der 
FIU gegeben haben. Das geht zumindest aus einer 
Antwort auf eine Parlamentarische Anfrage von 
mir hervor. Was ich mich so frage, weil Sie ein 
Kenner von Geldwäsche sind: Jetzt gibt es diesen 
Fonds, der sitzt auf Mauritius, und dessen Lizenz 
wird von den Behörden in Mauritius entzogen. 
Man muss doch jetzt trotz Bankgeheimnis und 
ähnlicher Dinge - die Zahlungen liefen über Stan-
dard Chartered - irgendwie nachvollziehen kön-
nen, ob dieses Geld, was bei diesem Fond war, 
aus der Hermes-Transaktion irgendwohin abge-
flossen ist oder ob es dort noch ist, ob man dort 
an diese Vermögenswerte noch herankommt oder 

nicht. Wissen Sie irgendetwas zu diesen Fragen, 
ob da Anstrengungen unternommen wurden? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich dachte, Sie fragen 
mich jetzt abstrakt als Kenner dieser Materie der 
Geldwäscheprävention oder Geldwäschebekämp-
fung. Aber konkret zu diesem Fall kann ich Ihnen 
nur sagen, dass ich weiß, dass unsere FIU mit der 
FIU in Mauritius in Kontakt stand. Die FIUs ha-
ben ein hervorragendes Netzwerk; sie können in-
nerhalb weniger Stunden Informationen austau-
schen. Das kann auch dazu führen, dass man na-
türlich Vermögen einfrieren kann, aber das hängt 
von der Kooperationswilligkeit der FIU oder der 
Behörden auf Mauritius ab. Jetzt muss man wis-
sen, Mauritius ist derzeit auf der grauen Liste der 
FATF und das zeigt, dass es dort erhebliche Defi-
zite gibt.  

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Ich bin in der Parla-
mentariergruppe für Mauritius. Ich hätte gerne 
ein Dienstreiseantrag gestellt, um mir mal vor Ort 
ein Bild der Lage zu verschaffen, aber die werden 
momentan nicht genehmigt. Das heißt, Sie wis-
sen nicht, was dort passiert ist in dieser Angele-
genheit. Sie kennen den aktuellen Sachstand 
nicht? Das ist ja eine Millionen-Dollar-Frage. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich habe nur als Infor-
mation bekommen, dass die FIU dazu mit der 
Staatsanwaltschaft in Verbindung steht und dass 
deshalb die Information nicht weitergegeben 
wurde. Ich habe jedenfalls keine.  

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Sie haben mir trotz-
dem weitergeholfen, weil die Bundesregierung 
hatte nicht gesagt, dass es die FIU auf Mauritius 
war. Sie haben nur gesagt, „mit einer anderen 
FIU“. Die wollten mir nicht verraten, welche. 
Deswegen bedanke ich mich an dieser Stelle 
nochmal. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Vielleicht habe ich 
mich zu weit vorgewagt. Ich bin davon ausgegan-
gen, dass es die FIU auf Mauritius war. 

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Das ist nicht Ihr 
Versäumen. Ich weiß mittlerweile auch, dass die 
internationalen FIUs kürzlich eine gemeinsame 
Fortbildungsveranstaltung auf Mauritius hatten. 
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Es scheint also trotz der beschriebenen Probleme 
Mauritius ein beliebter Ort zu sein. Ich habe erst-
mal keine weiteren Fragen. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Vielen Dank. Dann 
Bündnis 90/Die Grünen, Lisa Paus.  

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Ich 
wollte nochmal auf die - -  Da Sie gesagt haben, 
dass Sie auch mit den gesetzlichen Umsetzungs-
fragen, auch beim Thema „Finanzunternehmen“, 
viel beschäftigt waren - und wollte das mit Ihnen 
nochmal verfolgen. Könnten Sie vielleicht noch-
mal sagen: Den Begriff „Finanzunternehmen“ 
gibt es in den europäischen Richtlinien nicht. 
Diese besondere Aufteilung in Deutschland zwi-
schen der Finanzholding und den Finanzunter-
nehmen - obwohl es anders klingt -, die nicht 
dem Finanzsektor zugehörig sind - wie genau ist 
da die Abgrenzung? Dies ist ja eine deutsche Er-
findung. Können Sie mal sagen, wie die entstan-
den ist, wie Sie daran beteiligt waren? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: „Finanzholding“ ist 
durchaus ein europäischer Begriff. Aber Sie ha-
ben Recht, „Finanzunternehmen“ stammt jetzt 
nicht aus irgendwelchen Richtlinien oder FATF-
Standards, sondern das ist vor Jahrzehnten in das 
deutsche Geldwäschegesetz gekommen. Aber da 
das deutsche Geldwäschegesetz von 1992 ist und 
ich in der Zeit Praktikant hier im Bundestag war, 
kann ich Ihnen dazu leider nichts sagen.  

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Sie wa-
ren bei der letzten Novelle dabei. Sie hatten sich 
auch mit Herrn Dr. Zimmermann jetzt eben noch-
mal darüber ausgetauscht. Was Sie jetzt gemacht 
haben, ist nicht eine genauere Definition, son-
dern Sie haben eigentlich nur die Liste, die im 
KWG drin stand 1:1 ins Geldwäschegesetz ko-
piert. Oder was war jetzt nochmal die große Än-
derung? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Dass müssten wir uns 
nochmal im Einzelnen angucken. Ich glaube, es 
gab auch noch Verweise innerhalb des KWG. 
Und das wurde dann zusammengefasst und dann 
rüber ins GWG geschoben.  

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Können 
Sie mir denn sagen, wie vorher die Anwendungs-
praxis war? Jetzt ist klar, das ist ein Gesetz. Für 
den Nicht-Finanzsektor sind die Länder zustän-
dig; die haben dann auch die letzte Prüfung und 
die Entscheidungsbefugnis - ich habe jetzt den ju-
ristischen Begriff vergessen - die entscheiden und 
dann ist es letztlich entschieden. Vorher stand es 
in der Tat im KWG. Gab es da eine Hilfestellung 
der BaFin? Wie war, wegen der Querverweise, 
die Praxis der Handhabung? Weil es ja trotzdem 
so war, dass die Länder bzw. die zuständigen 
Stellen das dann auslegen mussten.  

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Was Sie meinen, ist 
wahrscheinlich Art. 83 des Grundgesetzes, dass 
die Länder die Bundesgesetze in eigener Angele-
genheit ausführen. Das war vorher auch schon so. 
Sie mussten auch das KWG ausführen. 

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Genau. 
Aber die Definition, was ein Finanzunternehmen 
ist, das war vorher im KWG geregelt. Die Anwen-
dung des KWGs obliegt normalerweise der BaFin.  

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Richtig, aber in dem 
Fall war es den Bundesländern zugewiesen. Ich 
müsste jetzt nachgucken, ich habe irgendwo die 
alte Regelung.  

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Nehmen 
Sie sich die Zeit, die Zeit möchte ich haben.  

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Tut mir leid, die alte 
Norm habe ich jetzt nicht dabei. Aber um Ihre 
Frage zu beantworten: Ich kann sie Ihnen nicht 
beantworten, denn ich war selbst an den Bund-
Länder-Koordinierungstreffen nicht dabei, die re-
gelmäßig stattgefunden haben, wo man genau 
über diese Fragen gesprochen hat. Das heißt, gab 
es hier Hilfestellungen? Ja. Auch mein Referat - 
noch bevor ich die Unterabteilung übernommen 
hab - hatte schon die Bund-Länder-Koordinie-
rungstreffen und da hat man über gemeinsame 
Auslegung des GWG, aber sicherlich auch über 
das KWG, gesprochen, ob man jetzt konkret über 
diese Norm gesprochen hat, müsste man jetzt in 
den Unterlagen nachgucken oder die Kollegen 
von damals befragen. 
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Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Ich habe 
zumindest die Kollegen befragt, die hier waren. 
Sowohl die Zuständige in der BaFin, inwieweit 
es damals Thema bei denen war und inwieweit 
sie mir sagen könne, was ein Finanzunternehmen 
ist. Und da hat sie gesagt, „das ist eine komplexe 
Angelegenheit“; konnte sie mir nicht sagen und 
auch der Kollege aus Niederbayern konnte mir 
das nicht sagen. Deswegen habe ich mich gefragt, 
wenn dieses Gesetz angewendet wird, wenn 
Leute dies anwenden sollen und dann sagen, 
„das ist aber verdammt schwierig, das kann ich 
Ihnen auch nicht sagen“.  

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Deshalb haben wir es 
klar gestellt.  

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Das ist 
bei diesen beiden Personen nicht der Fall, deswe-
gen wollte ich nochmal fragen. Sie haben eben 
auch so klar gesagt, „wieso, das steht doch drin, 
wer Beteiligung erwirbt, erhält oder veräußert ist 
ein Finanzunternehmen“. Frau Kiziltepe hat da-
rauf hingewiesen, es gebe doch dieses super 
Freshfields-Gutachten. Das ist ein Gutachten, was 
von Wirecard beauftragt worden ist, was weder 
von Niederbayern noch von sonst wem - - Dieses 
Gutachten kommt übrigens nicht zu dem Ergeb-
nis, dass es ein Finanzunternehmen ist, sondern 
es kommt zum gegenteiligen Ergebnis. Soweit 
nochmal zur Klarstellung. Das wägt es ab und 
man kann es nutzen, um zu argumentieren, dass 
man doch dazu kommen könnte, es ist Finanzun-
ternehmen, aber das Gutachten selbst kommt 
erstmal zu einem anderen Ergebnis. 

Aus Niederbayern haben wir leider kein Gutach-
ten und von der bayerischen Landesregierung ha-
ben wir auch höchstens - - nichts. Und deswegen 
habe ich jetzt nur gefunden: Bei Sachsen, die ha-
ben immerhin auf ihrer Website drin stehen, dass 
Beteiligungen im Industriebereich keine Ver-
pflichteten im Sinne des Geldwäschegesetzes 
sind. Und Holdinggesellschaften, die ausschließ-
lich Beteiligungsunternehmen außerhalb des Kre-
ditinstituts, Finanzinstituts und Versicherungs-
sektor halten, sind auch keine. Und die, die über 
mit der Verwaltung des Beteiligungsbesitzes ver-

bundenen Aufgaben hinaus unternehmerisch tä-
tig sind, sind auch keine. Das ist jetzt per Aus-
schluss - - 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Das steht so im Gesetz. 

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Aber 
welche sind es denn dann? 

Cansel Kiziltepe (SPD): Frau Paus, können Sie 
nochmal sagen, wo es im Gutachten drin steht? 
Weil das steht da so nicht drin. 

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Es steht 
im Gutachten nicht drin, dass es ein Finanzunter-
nehmen ist, sondern da steht das Gegenteil drin. 
Können wir gleich nochmal austauschen. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Bitte später, jetzt 
nicht. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Meine Information war 
auch, dass es im Freshfields-Gutachten so steht, 
und ich hatte es vorhin hier liegen und ich 
dachte, ich hätte das auch gelesen. Aber, was ist 
ein Finanzunternehmen? Ein Finanzunterneh-
men ist ein Unternehmen, dessen Haupttätigkeit 
darin besteht, Beteiligung zu erwerben, zu veräu-
ßern oder zu halten - außer, wenn sich das Fi-
nanzunternehmen oder die ganzen Tochterunter-
nehmen nur im realwirtschaftlichen Sektor bewe-
gen. Das ist die Rückausnahme, die sich aus dem 
letzten Satz ergibt. Das ist hier: Holding-Gesell-
schaften, die ausschließlich Beteiligungen an ei-
nem Unternehmen außerhalb – ich kürze mal ab 
– des Finanzsektors halten, sind keine Finanzun-
ternehmen im Sinne dieses Gesetzes. Das heißt 
also, ein Unternehmen, das keinerlei Bank, Versi-
cherung oder sonst was hat - - Das heißt, ein Kon-
zern, der keinerlei Bank oder Versicherung hat, 
würde darunter nicht fallen. 

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Können 
Sie nochmal sagen, wie jetzt die Entstehung des 
Begriffs „Finanzunternehmen“ in Abgrenzung zu 
„Finanzholding“ entstanden ist? Dieses „Finanz-
unternehmen“ ist ein Restant. Es ist doch ent-
standen in seiner Zeit als Restant aus „es ist 
keine Finanzholding, es ist aber irgendwie eine 
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Finanzinstitut mit drin“. Ich bin keine Juristin, 
deswegen frage ich Sie. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich bin kein Historiker. 
Ich kann Ihnen jetzt nicht sagen, wie diese Norm 
1992 entstanden ist. Es ist auf jeden Fall ein Auf-
fangtatbestand, um Unternehmen, bei denen man 
noch ein gewisses Risiko für den Missbrauch für 
Geldwäsche sieht, aufzufangen, sofern sie eben 
nicht in die enumerierte Liste der BaFin fallen. 
Die Liste bei der BaFin ist enumeriert, und der 
Rest wird von den Ländern beaufsichtigt, sofern 
das Risiko so hoch ist, dass sie dadurch für Geld-
wäsche missbraucht werden können. Das ist die 
Ratio dahinter. 

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Wenn 
man jetzt mal logisch denkt: Die Wirecard Bank 
unterliegt der Geldwäsche und der Rest, der ist 
kein Finanzinstitut. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Das stimmt nicht. Es 
gibt auch noch weitere im Konzern, die anderen 
Aufsichten unterliegen. Ich glaube, etwa acht 
Tochterunternehmen unterlagen auch der Fi-
nanzaufsicht in anderen Ländern.  

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Weil sie 
in anderen nichtdeutschen Ländern der Finanz-
aufsicht unterlagen – daraus leitet sich ab, dass 
es keine Holding, aber ein Finanzunternehmen 
ist? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Es reicht schon, dass 
wir die Wirecard Bank haben, dass diese Rück-
ausnahme aus dem letzten Satz des § 1 Abs. 24 
GWG nicht einschlägig ist und dass es deshalb 
ein Finanzunternehmen ist.  

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Okay, da 
denke ich jetzt nochmal drüber nach. Bis zur 
nächsten Runde.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Danke. Dann frage 
ich nochmal. Die CDU hatte mir eben schon er-
klärt, sie hat keine Fragen mehr. Ich schaue zu 
dem Kollegen der SPD? Ich schaue mich in der 
Selbstbetrachtung an, nein. Dr. Toncar? 

Dr. Florian Toncar (FDP): Waren Sie involviert 
in die Überlegungen, Wirecard nach der Insol-
venz über eine deutsche Lösung zu stabilisieren, 
aufzufangen oder Kredite zu organisieren, damit 
man das Unternehmen irgendwie über die Run-
den bringt? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Nein.  

Dr. Florian Toncar (FDP): Aber Herr Harzer war 
das? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich glaube, dass es fe-
derführend in VII B 5 lief, dass darüber eine Vor-
lage gemacht wurde und Herr Harzer hat daran 
mitgewirkt.  

Dr. Florian Toncar (FDP): Die Gesamtvorlage, ja - 
aber der IPEX-Teil müsste bei Ihnen in der Unter-
abteilung sein. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Der IPEX-Teil - - Bei 
mir ist gut, ich hatte vorhin erzählt, dass ich eine 
Doppelspitze habe. Das ist die Kollegin, die frü-
her dieses Referat geleitet hat und deshalb natür-
licherweise sich um dieses Referat kümmert.  

Dr. Florian Toncar (FDP): Sie hatten persönlich 
keinen Bezug zu diesem Thema? Wie heißt die 
Kollegin, mit der Sie die Doppelspitze haben? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Frau Kallenbach ist 
das. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Danke schön. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Danke. Dann 
schaue ich nochmal zum Kollegen De Masi. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Darf ich kurz? Soweit 
ich weiß. Ich habe die Kollegin Kallenbach ge-
fragt und da sagte sie mir, dass das auch nicht 
über sie lief, sondern, glaube ich, direkt zwischen 
Herrn Harzer und der Leitung.  

Dr. Florian Toncar (FDP): Herrn Harzer und Frau 
Wimmer dann? 



Endgültiges Protokoll (Bandabschrift) 19/39 II

3. Untersuchungsausschuss 

Nur zur dienstlichen Verwendung 

19. Wahlperiode Deutscher Bundestag – Sekretariat PA 30 Seite 32 von 38 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich glaube, Frau Wim-
mer oder Staatssekretär, das kann ich Ihnen jetzt 
nicht genau sagen. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Okay, dann müssen 
wir da nochmal nachfragen. Danke! 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Dann schaue ich 
nochmal zum Kollegen Fabio De Masi. Keine Fra-
gen mehr. Dann schaue ich nochmal zu Lisa 
Paus, Bündnis 90/Die Grünen. 

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Ich habe 
tatsächlich die beiden Gutachten verwechselt, 
muss ich einmal ganz klar sagen. Das hatte ich 
jetzt in falscher Erinnerung. Das war das andere 
Gutachten von den Niederbayern. Die Zusam-
menfassung ist jetzt da richtig geschildert. Ich 
hatte jetzt einen anderen Eindruck. Das nehme 
ich alles wieder zurück und können wir im Pro-
tokoll gerne ändern. 

Ich wollte nochmal fragen zu einer Mail von 
Herrn Kukies, im Nachgang zu der ganzen Ange-
legenheit am 2. August 2020. Da hat er nochmal 
die Frage gestellt zu der 44er Prüfung aus 2019. 
Ich fand, das waren berechtigte Fragen, die er da 
gestellt hat, nämlich: Warum war die Prüfdauer 
so kurz? Wann genau hat in 2019 die Geldwä-
scheintensivaufsicht über die Bank AG entschie-
den - ich würde hinzufügen, warum nicht schon 
früher -und welche Unterlagen haben wir über 
die Behebung der festgestellten Mängel? Daran 
schließt sich insgesamt die Frage an, wie weit Sie 
insgesamt diesen Prozess der Geldwäscheprüfung 
begleitet hatten, sowohl durch die BaFin, aber es 
gab auch die Sonderuntersuchung von der Bun-
desbank. Könnten Sie dazu noch was ausführen? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Wenn Sie jetzt auf die 
Sonderprüfung der Geldwäscheaufsicht 2019 bei 
der Wirecard anspielen, dann haben wir als BMF 
davon jetzt erst im Nachhinein erfahren. Ich habe 
jetzt aus dem Aktenstudium entnommen, dass 
die Geldwäscheprüfung vor Ort drei oder vier 
Tage dauerte. Aber das heißt ja nicht, dass die 
Prüfung nur drei oder vier Tage dauert, sondern 
die kann durchaus einen längeren Zeitraum be-
tragen. Aber wie lange man im Unternehmen ist, 
liegt dann daran, wie lange braucht man, um dort 

irgendwelche Daten zu sichten. Also, die Kürze 
des Vorortsbesuchs sagt nichts darüber aus, wie 
lang die gesamte Prüfung ist. Was war der zweite 
Punkt, den Sie da ansprachen? 

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Wann ge-
nau in 2019 wurde die Geldwäscheintensivauf-
sicht über die Wirecard Bank AG entschieden? 
Und warum erst 2019? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich glaube, das war 
Juni 2019 - das genaue Datum kann ich Ihnen 
nicht sagen - aber da gibt es dann eine Mitteilung 
der BaFin an die Bank, dass sie jetzt in der Inten-
sivaufsicht ist. Warum erst da? Ich kann Ihnen 
das genaue Datum nicht sagen, aber die Intensiv-
aufsicht ist auch erst kurz vorher eingerichtet 
worden, ich weiß jetzt aber nicht genau, an wel-
chem Datum. Deshalb konnte sie vorher auch 
nicht in die Intensivaufsicht gehen. Das liegt wie-
derum daran, dass wir mit der BaFin gemeinsam 
daran gearbeitet haben, dass sie risikobasierter ar-
beitet. Das ist ein Prozess, der stattgefunden hat, 
den ich auch mit initiiert habe, dass wir stärke-
ren risikobasierten Ansatz fahren und weg kom-
men von dem legalistischen Prüfen, Tick-the-
Box, sondern dass wir wirklich die Dinge priori-
sieren, wo die großen Risiken liegen. Und daraus 
ist dann auch bei der BaFin die Intensivaufsicht 
entstanden. 

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Inwie-
weit waren Sie und ab wann waren Sie da initia-
tiv? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Bezüglich Wirecard o-
der bezüglich der Einrichtung des Referats? 

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Bezüg-
lich der Intensivaufsichtsstruktur. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Nein. Das hat die 
BaFin dann selbst eingerichtet, nachdem wir aber 
vorher mit der BaFin über die Notwendigkeit risi-
kobasierter Aufsichtsverfahren gesprochen ha-
ben.  

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Und das 
fing 2015, 2016, 2018 an? 
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Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Das kann ich Ihnen 
jetzt nicht mehr genau sagen. Jedenfalls irgend-
wann zwischen 2016 und 2018.  

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Haben 
Sie im Rahmen ihrer Fachaufsicht je Einfluss auf 
die Festlegung von Prüfungsschwerpunkten und 
auf die Aufsichtsstrategie genommen? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Nein, wir - -  

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN Wie war 
Ihre Beteiligung daran? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Wir nehmen keinen 
Einfluss auf einzelunternehmerische Entschei-
dungen in der BaFin. 

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Und die 
Aufsichtsstrategie oder die Prüfungsschwer-
punkte - werden die Ihnen vorgelegt? Schauen 
Sie da drauf oder haben Sie gar nichts damit zu 
tun? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Jetzt bezüglich insge-
samt Aufsichtsstrategie, darüber sprechen wir na-
türlich.  

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Bei ein-
zelnen Banken. Wenn einzelne Banken geprüft 
werden, zum Beispiel auch mit der Sonderprü-
fung oder auch sonst. Welche Prüfungsschwer-
punkte da gewählt werden. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Das liegt in der operati-
ven Unabhängigkeit der BaFin.  

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Das be-
kommen Sie auch nicht zur Kenntnis? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Es kann schon sein, 
wenn etwas auffällig ist, dass wir es dann nach-
träglich zur Kenntnis bekommen. 

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Okay. 
Dann wollte ich noch einmal auf den internen 
Revisionsbericht kommen. Da heißt es: 

Zudem wurde eine Strafanzeige 
wegen des Verdachts der Geldwä-
sche im Sachzusammenhang er-
wogen. Der Sachverhalt wurde un-
ter Beteiligung von Vertretern des 
Instituts, der Bundesbank, der 
Geldwäsche und der Bankaufsicht 
unter Leitung von AL BA III am 
30. Januar 2018 erörtert. Und da 
dann das Institut mit Schreiben 
vom 3. Mai 2018 mitteilte, dass 
die in Rede stehenden Geschäfte 
zum 30. April 2018 eingestellt 
wurden, wurde seitens der Geld-
wäsche von weiteren Maßnahmen 
abgesehen. (?) 

Ist das üblich, dass aufgrund der Rückmeldung 
eines Instituts dann die Strafanzeige nicht ge-
stellt wird? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich habe jetzt den Kon-
text nicht ganz verstanden. Um was geht es jetzt? 
Geht es um die Wirecard Bank? 

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Es geht 
um die Wirecard. Es geht darum, dass die Geld-
wäscheabteilung bei der BaFin überlegt hatte, 
Strafanzeige zu stellen. Das war im Januar 2018. 
Dazu hatte sie dann die Abteilung Bankenauf-
sicht in Kenntnis gesetzt. Die Abteilung Bankauf-
sicht hat schon mal abgewunken und hat gesagt, 
in einem anderen Fall sei das nicht erfolgreich 
gewesen, die Staatsanwaltschaft hätte eingestellt, 
quasi „man sollte sich die Mühe nicht machen“. 
Dann hat das Institut selber dann noch in einem 
Schreiben vom 3. Mai 2018 mitgeteilt, dass die in 
Rede stehenden Geschäfte zum 30. April einge-
stellt wurden. Dann wurde auch gar keine Straf-
anzeige mehr gestellt.  

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Welcher Sachverhalt 
lag da zugrunde? Den kenne ich jetzt natürlich 
nicht. Aber wenn Sie fragen, was passiert da übli-
cherweise, wenn die BaFin zu der Überzeugung 
kommt, dass hier strafbares Handeln vorlag, dann 
hätte sie das wahrscheinlich auch der Staatsan-
waltschaft weitergegeben. Wenn es offenbar ein 
umstrittener Bereich war - - Ich erinnere mich, 
dass es da mal einen Fall gab, da war die Vortat 
im Ausland. Und dann hat man sogar noch ein 
Max-Planck-Instituts-Gutachten angefordert, und 
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am Ende wurde es dann genau deshalb einge-
stellt, weil die Staatsanwaltschaft das prinzipiell 
bei einem fehlenden Deutschlandbezug einstellt. 
Wenn das so ein Fall ist, dann kann es auch sein, 
dass man dann sagt, „okay, jetzt macht das kei-
nen Sinn“. Dann guckt man aber, ob eine Ord-
nungswidrigkeit vorliegt, die die BaFin selbst 
verfolgen kann. Aber da fehlt mir jetzt hier aber 
so ein bisschen der genaue Sachverhalt, der da-
hinter stand. 

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Okay, 
aber die Abwägung, die hat mir jetzt schon ein-
mal weitergeholfen. Ich hätte noch eine Runde. 

Wir haben ja insgesamt das Phänomen bei der 
Frage der Betrachtung „Geldwäschesachverhalt 
bei Wirecard“. Das haben wir übrigens auch mit 
Frau Bäumler-Hösl erörtert. Sie sagte auch im-
mer, „ja, natürlich, zum einen braucht man die 
Vortat und zum zweiten braucht man ja, dass das 
irgendwie entweder auf deutschem Boden statt-
gefunden hat oder Deutsche beteiligt waren“. 
Und das ist ja dann immer ein bisschen schwie-
rig, sobald es über die Grenze geht, ist es faktisch 
draußen. Deswegen würde ich Sie nochmal als 
Jurist fragen wollen: Was meinen Sie denn, wel-
che Geldwäscheaspekte im Fall Wirecard aktuell 
einschlägig sein könnten, zum Beispiel beim 
Third-Party-Acquiring-Geschäft? Sie hatten jetzt 
schon gesagt, „Bilanzbetrug selber ist keine Vor-
tat“, war zumindest zu dem Zeitpunkt keine Vor-
tat im Sinne des Geldwäschegesetzes. Das ist ja 
jetzt anders. Wie würden Sie das denn prüfen? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Das Third-Party-Ac-
quiring ist zunächst mal eine übliche und zuläs-
sige Vorgehensweise. Aber wir haben ja an dem 
Fall gesehen, dass das unter Umständen auch ge-
nutzt werden kann für Luftbuchungen. Die Frage 
ist, was diese Luftbuchungen sind. Diese Luftbu-
chungen - wenn Sie mich als Jurist fragen - sind 
dann offenbar Teil der Täuschungshandlung in-
nerhalb eines Betrugstatbestandes, mit dem man 
dann vielleicht auch am Ende einen Bilanzbetrug 
herbeiführt. Das heißt, das könnte eine - dadurch, 
dass es Betrug ist, schwerer Betrug ist - dann eine 
taugliche Vortat zu dem damaligen Zeitpunkt 
sein. Heute reicht dann auch der einfache Betrug. 
Dann wäre das alles im Bereich der Vorbereitung 

der Vortat, wenn es dann nachher zu einer Geld-
wäsche kommt. 

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Wie ist 
man überhaupt in der Lage, das festzustellen o-
der zu ermitteln? Welche Verdachtsmomente, 
von der Struktur her, könnte es da geben? Wir ha-
ben ja das Problem, wir sagen jetzt mal, der Vor-
stand war es. Aber ansonsten haben wir hier das 
Phänomen, dass Sie selber gesagt haben, die 
ganze Struktur ist ja darauf ausgerichtet, mit un-
serem Geldwäschegesetz - Prävention -,dass Un-
ternehmen geschützt werden sollen gegen Miss-
brauch Dritter. Wir gehen mal davon aus, dass 
das so ist. Für einen Moment nehmen wir mal an, 
im Kern der ganzen Angelegenheit stand die 
Wirecard AG bei der Geldwäsche, dass das ein 
blinder Fleck ist, dass man den eigentlich mit 
den derzeitigen Präventions- und Aufsichtsin-
strumentarium gar nicht erwischt, weil er ja sel-
ber Täter bzw. ein zentrales Moment in der Bei-
hilfe der Geldwäsche ist. Wie würden Sie denn 
sagen, dass man das, was Sie gerade beschrieben 
haben, das könnte das und das sein, wie das 
überhaupt entdeckt wird? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Also nochmal kurz zu 
dem, was Sie gerade gesagt haben: Ich hatte vor-
hin schon gesagt, das ist auch nicht das Ziel der 
Geldwäsche* - - oder bietet kein Instrumenta-
rium, den Unternehmer zu fassen. Dafür haben 
wir diese internen Kontrollsysteme, dafür haben 
wir die Staatsanwaltschaft bzw. die Polizei, dafür 
haben wir einen Aufsichtsrat, Wirtschaftsprüfer 
usw., die auch einen Unternehmer kontrollieren. 
Das ist die* Zielsrichting* des Geldwäschegeset-
zes. Aber Sie kommen ja jetzt von der strafrecht-
lichen Seite. Ein großer Teil der Geldwäschear-
beit liegt darin, dass man solche historischen 
Fälle aufarbeitet und sogenannte „Indicators“ 
entwickelt, um dann FIUs oder auch Polizeien 
quasi ein Handbuch an die Hand zu geben, an-
hand welcher Indikatoren erkenne ich, zum Bei-
spiel beim Third Party Acquiring, dass hier Geld-
wäsche vorlag. Deshalb wird man sich diesen 
Fall jetzt genau angucken und anschauen, was 
war denn anders als bei den üblichen legalen 
Third-Party-Acquirings. Und da wird man dann 
wahrscheinlich hier und da gewisse Punkte fest-
stellen. Also dieses Roundtripping - wenn etwas 
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immer wieder kommt - kann man das irgendwie 
als FIU über Verdachtsmeldungen erkennen? Wie 
das jetzt im Einzelnen am Ende aussieht bei 
Third-Party-Acquiring, das ist etwas, was wir 
jetzt erst noch analysieren müssen; was sich jetzt 
FIU und BaFin im Rahmen der Taskforce auch 
angeguckt haben, was sie analysieren. Und ich 
denke, das Ergebnis wird dann auch mit der In-
dustrie, mit den Verpflichteten, im Rahmen der 
afka - das ist diese Public Private Partnership zu-
sammen mit den Banken und anderen Finanzin-
stituten - geteilt, so dass künftig Banken die Mög-
lichkeit haben, illegales Third-Party-Acquiring, 
das genutzt wird für Betrug, zu erkennen.  

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Banken 
sollen das dann erkennen? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Naja, da wo die Fi-
nanzflüsse durchlaufen, aus solchen Third Party 
Acquirings. Das müssen nicht Banken sein, das 
können auch Zahlungsinstitute sein. Das kann 
auch - -  

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Und was 
wäre dann die Rolle der BaFin? Die Staatsanwalt-
schaft sagt ja, solange es sich außerhalb Deutsch-
lands befindet, gucken sie sich das erstmal nicht 
an. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: In erster Linie ist es 
dann eine Aufgabe der FIUs, dass sie aus Ver-
dachtsmeldungen erkennen, hier liegt ein Third-
Party-Acquiring vor, bei dem irgendwas faul ist. 
Das ist da die Aufgabe. 

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Wie 
muss denn die Verdachtsmeldung aussehen, dass 
sie das sehen können? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ja, das kann ich Ihnen 
jetzt heute noch nicht sagen. Dazu brauchen wir 
eine komplette Auswertung dieses Sachverhalts, 
was da in Asien passiert ist. Dann können wir 
diese „red flag indicators“ erstellen.  

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Zumin-
dest was wir hier als Ausschuss die ganze Zeit 
über gehört haben, ist ja das, dass im Kern, im 
Herzen, der Wirecard AG auch die Wirecard 

Bank stand, dass die Banklizenz dafür mit ent-
scheidend war und dass das - auch das ganze 
Thema „virtuelle Konten“, dass eben Konten um-
deklariert worden sind - zentraler Teil der ganzen 
Geldwäscheaktion gewesen ist. Das hat in 
Deutschland stattgefunden. Das ist jetzt jedenfalls 
eine These, die ich mal nicht für völlig unplausi-
bel halte.  

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich höre, dass die 
Wirecard Bank aber mit dem Thiry-Party-Acqur-
iring keine Verbindung hatte. 

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Ja, aber 
es geht jetzt um die Frage der Geldwäscheab-
wicklung und dann des weiteren Abfließens. Sie 
sagen jetzt, das können wir abhaken, Third Party 
Acquiring haben wir jetzt soweit geklärt, hat das 
Problem, findet im Ausland statt. Es ist die Frage, 
wie man hier sowohl von der Verdachtsmeldung 
her - - wie die eigentlich aussehen müsste, dass 
man es überhaupt erkennen kann - von der Straf-
verfolgung. Das zweite ist, dass die Instrumente, 
die wir jetzt haben, diesen Sachverhalt, dass die 
Wirecard Bank und die Wirecard AG mutmaßlich 
im Zentrum der Geldwäsche standen - -  Ich sehe 
nicht, wie das entdeckt werden sollte, weder von 
der Staatsanwaltschaft noch durch die Geldwä-
scheprävention, noch durch die Geldwäscheauf-
sicht.  

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Bei der Wirecard Bank 
kann das natürlich erkannt werden, durch die 
Verdachtsmeldungen auch von anderen Institu-
ten. Die Aufsicht kann sowas natürlich erkennen, 
wenn Geldwäsche durch den Kundenstamm pas-
siert. Wenn Geldwäsche durch den Unternehmer 
passiert, dann erkennt das hoffentlich der Wirt-
schaftsprüfer, dann erkennt das der Prüfungsaus-
schuss - den wir jetzt einrichten im Rahmen des 
FISG - - die Kontrollrechte, die der Prüfungsaus-
schuss dann bekommt im Rahmen des Aufsichts-
rates. Wir haben da Instrumente, die dafür de-
signt sind, Straftaten im Unternehmen zu erken-
nen - und die schärfen wir jetzt mit dem FISG 
nach. 

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Okay, 
dann war es dann im Gesetzesprozess. 
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Vorsitzender Kay Gottschalk: Vielen Dank. Dann 
schau ich ein letztes Mal. Dr. Zimmermann, bitte 
schön. 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Es tut mir leid, aber 
nach den Fragen von Frau Paus habe ich noch 
eine letzte Frage an Sie. Der „Steinhoff-Bericht“, 
also der Insolvenzverwalter hat eine interne Auf-
arbeitung in Auftrag gegeben und es war Herr 
Steinhoff, der ehemalige Compliance-Chef - - in 
diesem Bericht kommt der Insolvenzverwalter ei-
gentlich schonungslos zu der Erkenntnis, dass 
das TPA-Geschäft nicht existiert hat. Deswegen 
wäre jetzt meine Frage: Wenn das TPA-Geschäft 
ja die große Geldwäscheschleuder war, aber da 
gar keine realen Transaktionen stattgefunden ha-
ben, wie müsste die Geldwäsche dann eigentlich 
abgelaufen sein, wenn da eigentlich kein Geld ge-
flossen ist? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Ich hatte gerade erläu-
tert, dass dieses TPA wahrscheinlich Teil der 
Vortat ist, also des Betrugs, des Fingierens von 
Buchungen, die dazu führen, dass die Bilanz auf-
gebläht wird. Dann stellt sich irgendwann die 
Frage, ob man damit irgendeinen entgeltlichen 
Vorteil hat, Kredite bekommt, Investorengelder 
bekommt - - Und dann kommt man langsam in 
die Phase, wo man darüber nachdenken kann, ob 
hier tatsächlich inkriminiertes Geld da ist, das 
versucht wird, in den legalen Wirtschaftskreis-
lauf zu bringen, sprich „Geldwäsche“. Aber noch 
nicht beim TPA selbst. 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Genau, das ist ja 
schwierig. Man dachte ja immer, da wäre noch ir-
gendwas, da wären wenigstens noch ein paar und 
so weiter. Die Wirecard hat anderes reales Ge-
schäft gemacht, das wissen wir. Aber TPA-Ge-
schäft als Herd, als Ursprungstat der Geldwäsche, 
fällt einfach mangels Geld aus. Danke schön. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Jetzt gucke ich 
erstmal noch rum. FDP ist kurz abwesend. Herr 
De Masi? Frau Paus. 

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Einen 
letzten habe ich jetzt doch noch. Und zwar noch-
mal zur Frage zur Finanzholding und zum Fi-
nanzunternehmen: Sie haben nochmal Ihrer 

Überzeugung Ausdruck verliehen, dass das ein-
deutig und klar geklärt ist. Trotzdem diskutieren 
wir jetzt in diesem Zusammenhang, inwieweit 
diese Trennung tatsächlich sinnvoll ist zwischen 
Finanzholding und Finanzunternehmen und in-
wieweit die Zuständigkeit für Finanzunterneh-
men nicht doch dem Finanzsektor zugeschlagen 
werden sollte. Dazu haben wir auch einiges in 
den Unterlagen gefunden, über eine entspre-
chende Einschätzung aus dem Finanzministe-
rium. Von daher wollte ich Sie nochmal fragen, 
wie weit Sie das damals und jetzt sinnstiftend 
finden, dass Finanzunternehmen dem Nichtfi-
nanzsektor zugeschlagen sind und nicht der Auf-
sicht der BaFin? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Da, wo die Finanzhol-
ding einen klaren Bezug zum Finanzmarkt hat. 
Die Finanzholding ist ja schon per definitionem - 
- hauptsächlich hat sie Tochterunternehmen aus 
dem Finanzsektor. Da war es bisher so, dass wir 
noch die übergeordnete Finanzholding brauchen; 
wir brauchen noch eine zweite Stufe, damit das 
in die Geldwäscheaufsicht fällt. Das ist ja etwas, 
was wir jetzt im Rahmen des FISG diskutieren, 
das rüber zu nehmen. Da gibt es einen hinrei-
chenden Bezug zum Finanzmarkt. Das ist etwas, 
worüber man natürlich sinnvoll diskutieren 
kann. Das Problem, das wir hier immer gesehen 
haben ist eben, dass wir die Akzessorietät nicht 
durchbrechen zwischen potentieller* Aufsicht 
und Geldwäscheaufsicht. Weil Geldwäscheauf-
sicht nicht im luftleeren Raum stattfinden kann; 
wir brauchen Informationsgrundlagen. Wenn 
aber ein Unternehmen, eine Gruppe oder ein 
Konzern in erster Linie realwirtschaftlich ist, Au-
tos produziert und handelt und nur eine kleine 
Bank - vielleicht auch eine große Bank - hat, die 
die Finanzierung hier macht, dann ist die BaFin 
eigentlich nicht dafür designt, den gesamten 
Konzern zu beaufsichtigen, weil sie auch dieses 
realwirtschaftliche Geschäft gar nicht kennt. Da 
fehlt auch das Know-how, die Expertise, da feh-
len die Informationsgrundlagen, da fehlen die 
entsprechenden Anhänge in dem Wirtschaftsprü-
ferbericht zur Geldwäsche. Das ist alles etwas, 
was wir erstmal überlegen müssen, ob das bei der 
BaFin - so wie sie heute aufgestellt ist - über-
haupt hinpasst. Oder - wenn wir das zum Bund 
bringen wollen -, ob wir hier eine neue Behörde 
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brauchen. Und das bauen Sie mal nicht so 
schnell von heute auf morgen.  

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Sind Sie 
der Auffassung, dass derzeit auf Länderebene - o-
der dann jeweils, ist ja unterschiedlich geregelt, 
in den Bezirksregierungen oder sonst wo - das 
Know-how und die Expertise vorhanden ist, 
mehr als in der BaFin, um die Finanzunterneh-
men zu beaufsichtigen? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Da komme ich wieder 
zurück zu dem, was ich vorhin schon sagte. 
Wenn die Länder wollten, könnten sie das tun. 
Sie haben exzellente Leute, sie müssten die Res-
sourcen zusammen ziehen, sie können die Leute 
auch einstellen. Aber da sehe ich jetzt nicht den 
Unterschied zwischen einem Landesbeamten 
und einem Bundesbeamten - der Bundesbeamte 
ist per se nicht schlauer.  

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Nein, 
aber Sie haben jetzt gesagt, die BaFin hat die Ex-
pertise nicht. Dann habe ich jetzt mal gefragt, sa-
gen Sie, dass die Länder die Expertise haben? 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Die Länder haben we-
nigstens die Berichte aus den Finanzämtern, was 
steuerlich bei dem Unternehmen passiert, sie ha-
ben Berichte aus der Gewerbeaufsicht, was bei 
dem Unternehmen passiert, sie haben Berichte 
aus der Umweltaufsicht, was bei dem Unterneh-
men passiert. Und daraus können sich Hinweise 
auf Geldwäscheverdacht ergeben. Das hat die 
BaFin überhaupt nicht.  

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Das wäre 
mir jetzt wieder neu, dass die entsprechende 
Aufsichtsstelle die Daten zusammenziehen darf, 
dass das Gewerbeaufsichtsamt jetzt die Steuerda-
ten mit den anderen Daten zusammenziehen 
darf, das wäre mir neu. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Wenn das keine Perso-
nendaten sind, kann das doch durchaus sein. 
Wenn hier kein Datenschutzhindernis besteht. 

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Ich 
würde mal sagen, da ist eins. Sie sagen, da ist 
keins. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Das kommt jetzt auf 
den Einzelfall darauf an. Aber wenn es darum 
geht, welche steuerlichen Daten einer Aktienge-
sellschaft vorliegen, dann kann ich mir schon 
vorstellen, dass die Geldwäscheaufsicht in – sa-
gen wir mal - Niedersachsen darauf auch zugrei-
fen kann. 

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Gut. Aber 
Sie sagen, wenn die BaFin das jetzt machen 
würde, was die Gewerbeaufsichtsämter in Nie-
derbayern machen würden, dann bräuchten wir 
dafür eine extra Behörde.  

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Entweder muss man 
das Mandat der BaFin erweitern; im Moment ist 
sie halt Finanzmarktaufsicht. Und wenn wir das 
wollen, wenn der Gesetzgeber das will, dann 
müssen wir das Mandat erweitern und entspre-
chend Leute einstellen - und uns vor allem auch 
die Informationsquellen beschaffen, die aber im 
Moment in der Datenhoheit der Länder liegen. 
Ich glaube, da werden Sie mir wohl zustimmen, 
es wird einfacher sein, innerhalb eines Landes 
Daten zu teilen, als zwischen Bund und Land.  

Lisa Paus (BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN): Okay, 
dann lassen wir das mal so stehen. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Dann schaue ich 
nochmal in die Runde. Ich schaue zu meiner 
rechten Seite, keine Wortmeldung mehr. Ich 
schaue nochmal zu meiner linken Seite, keine 
Wortmeldungen mehr. 

Dann stelle ich der guten Ordnung halber die 
Frage, ob es noch den Bedarf gibt, in eingestufter 
Sitzung Fragen an Dr. Pleyer zu richten? Das 
kann ich auch nicht erkennen. Dann stelle ich 
fest, dass keine Fraktion noch Fragen hat. Dann 
können wir Ihre Befragung für heute beenden. Im 
Rechtssinne abgeschlossen ist ihre Vernehmung 
damit allerdings noch nicht. Vielmehr wird 
Ihnen noch das Protokoll Ihrer Vernehmung 
übersandt. Sie haben dann zwei Wochen Zeit, 
um etwaige Protokollierungsfehler zu monieren 
oder Ihre Aussage ggf. richtig zu stellen oder zu 
ergänzen. Erst danach beschließt der Ausschuss 
den Abschluss Ihrer Vernehmung. 
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Ich bin der Meinung, wir hatten keine stillen 
Vorhalte, somit muss ich auch kein Schweigege-
bot aussprechen. Dann darf ich mich an dieser 
Stelle ganz recht herzlich bei Ihnen bedanken, 
wünsche Ihnen noch einen schönen Abend, ein 
schönes Wochenende und wie ich es allen Zeu-
gen wünsche, bleiben Sie in der schwierigen Zeit 
gesund. Eine gute Heimreise und auf Wiederse-
hen. Vielen Dank. 

Zeuge Dr. Marcus Pleyer: Vielen Dank. Dann 
hoffe ich, dass es auch bei Ihnen nicht mehr zu 
lange dauert und bleiben Sie auch gesund. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Danke schön, Herr 
Dr. Pleyer. 

(20.21 Uhr, Ende der Ver-
nehmung Dr. Pleyer – es 

folgt Vernehmung Dr. 
Wimmer) 
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